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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 5 Minuten 

Vorsitzender Ing. Mader: Hoher Bundesratl 
Ich er ö f f n e die 307. Sitzung des Bundes­
rates. 

Die amtlichen Pro t 0 k 0 11 e der 305. und 
der 306. Sitzung des ·Bundesrates vom 21. und 
22. DezemJber 1971 sind aufgelegen, unbean­
standet geblieben und gelten daher als geneh­
migt. 

Ich begrüße den im Hause erschienenen 
Herrn Vizekanzler lug. Häuser. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Antrittsanspradle 

Vorsitzender Ing. Mader: Hohes Hausl Seit 
vielen Jahren bemühen sich einsatzbereite 

Vorsit.zende aus allen Bundesländern, den 
Bundesrat im Zweikammernsystem unseres 
Staates jener Stellung zuzuführen, die dem 
Bundesstaatsgedanken ·entspricht und die den 
Mitglied,ern dieser zweiten Kammer jene 
Funktion erbringen ·soll, die ihnen im Sinne 
des föderalistischen Prinzips und auf Grund 
ihrer politischen Qualifikation zUikommt. 

Schon die Bundesverfassung gibt jedoch dem 
Bundesrat nicht jene Stellung, die er nach 
allgemein gültig,en Erkenntnissen der moder­
nen Staatslehre benötigen würde, um die 
Interessen der Länder wirksam vertreten zu 
können. Dieser Tatsache gesellt sich eine Ge­
schäftsordnung zu, die in vielen und wesent-
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Vorsitzender 
lichen Punkten übeI1holt und unzeitgemäß ist I Idealen und unerfüllten Erwartungen die 
und zudem seit über einem Jahrzehnt zum Repräsentanten der verschiedenen politischen 
Beispiel nicht einmal eine Möglichkeit wie die Richtungen ,einander nähergebracht. Toleranz 
der Fragestunde an die Mitglieder der Bundes- und gegenseitiges Verstehen eIlhielten Raum. 
regierung nützen kann, die ihr die Verfassung Dabei wurden weder Grundsätze preisgegeben 
seit 1961 bieten würde. noch Ideale verraten, aber 'bittere Erfahrungen 

Wenn ich es in den Antrittsworten des Vor­
sitzenden diesmal bewußt vermeide, konkret 
aufzuzeigen, in welchen Punkten eine Auf­
w,ertung des Bundesrates meiner Meinung 
nach möglich oder notwendig wäre, so des­
halb, weil in Kürze die aus beiden Fraktionen 
gebildete Geschäftsordnungskommission erst­
mals zusammentreten wird und ich der Mei­
nung hin, daß sie weder durch eine bemühte 
Sammlung von Forderungen noch durch prä­
judizierende Standpunkte lbelastet werden 
darf. Ich bin mir Ihres Einverständnisses, sehr 
geehrte Damen und Herren dieses Hohen 
Hauses, ,gewiß, wenn ich dieser Kommission 
unsere besten Wünsche mit auf den Weg 
ihrer Bemühungen gebe. 

Unibeschadet dieser mit Recht verheißungs­
vollen Reformbestrebungen soll aber grund­
sätzlich festgehalten und von dieser Stelle aus 
darauf hingewiesen werden, daß die bedenk­
liche Aushöhlung des hundesstaatlichen Prin­
zips allen Körperschaften unseres Staates zu 
denken geben und ihre verantwortlichen Män­
ner zur Umkehr bewegen müßte. 

Wenn Chefredakteur Hans Thür im Zusam­
meIllhang mit den Verhandlungen zum Finanz­
ausgleich - aus denen der Bundesrat leider 
ebenfalls ausgeklammert ist - vorgestern in 
seinem Leitartikel meint, erstmals nun hätte 
sich hiebei der soviel gerühmte "kooperative 
Bundesstaat" wirklich zu bewähren, und bei 
gleicher Handhabung wie 'bisher müßten über 
kurz oder lang die Länder ebenso wie die 
Landgemeinden an ihren Problemen ersticken, 
so zeigt er unausgesprochen, aber deutlich 
doch die Problematik, aber auch die unbe­
dingte Notwendigkeit einer Länderinteressen­
vertretung auf, wobei er in der Feststellung 
mündet, daß ein bloßes Kooperativ zwischen 
Bund einerseits und Ballungsräumen ander­
seits alles wäre, nur gewiß nicht mehr unser 
Osterreich. 

haben eine Läuterung bewirkt zu mehr Duld­
samkeit, zu größerer Achtung vor dem Anders­
denkenden und zum Wissen, daß viel Gemein­
sames, das in Zukunft nicht wieder gefährdet 
werden darf, über dem steht, was der Auf­
fassung nach unterschiedlich ist. 

Inzwi'schen ist die Zeit aber nicht stehen 
geblieben, eine neue Generation ist an die 
Schalthebel getreten und wird schon wieder 
von der nächsten 'bedrängt. Ihr soBte es 
erspart bleiben, erst aus den Schrecken einer 
Katastrophe zusammenzufinden. An warnen­
den Beispielen würde es unserem Erdball 
auch jetzt nicht ermangeln. Aber ,auCh Er­
scheinungsformen in unseren Lebensbereichen, 
die den Nährboden von Haß und Verachtung 
bilden könnten, sollten zeitgerecht wachrüt­
teln. 

Sehr deutlich mahnt dazu - noCh einmal 
zitiert - Hans Thür, der meint, während wir 
uns auf eine Neuordnung umzustellen ver­
suchen, erginge es uns wie dem Einsiedler­
krebs, d_em sein Haus zu klein geworden ist. 
Er wirft es ab und 'sucht ein neues - inzwi­
schen allerdings ist er sehr verwundbar! 

In einer solchen Situation sollten wir uns 
immer bewußt sein, daß das Wesen des Staa­
tes der Friede ist. Nur eine befdedete Gesell­
schaft macht einen Staat. Freilich zieht dieser 
Friede nicht mit Streublumen und Palmzwei­
gen ein, und wohl auch von den gewohnten 
Ermahnungen zu Vernunft und Duldsamkeit 
sowie zum Gebrauch rein geistiger Waffen 
können wir nicht mehr alles erhoffen. 

Am ehesten gelingt dieses Vorhaben wohl 
dort, wo Einrichtungen Ibestehen und gepflegt 
werden, die der ganz natürlichen Uneini'gkeit 
der Gesellschaft freien Raum und Austra­
gungsmöglich'keit gewähren, wo man aber mit 
Behutsamkeit darüber wacht, daß dies nach 
Regeln gesChieht. Das ist mit ein Sinn der 
Verfassung, der auCh wir uns erfreuen. Eine 
allgemein bloße Stimmung der FriedferUgkeit 
würde gar nichts nützen. 

Nicht die Abschaffung, sondern allein die 
Regelung der Auseinandersetzung bewirkt 
den inneren Fri,eden. NiCht den Andersden­
koenden zu lieben, ist hier gefordert, wohl aber 
ihn gelten zu lassen. 

Hohes Haus! Entscheidungen und Beratun­
gen von Tragweite und Dauer, für die jeder 
von Ihnen nicht nur seinen Wählern, sondern 
in letzten Konsequenz der gesamten österrei­
chischen Bevölkerung verantwortlich ist, kön­
nen nur in einer Atmosphäre abgeführt wer­
den, die das Gefühl der Verantwortung im 
Vordergrund beläßt und die Momente der 
Auseinandersetzun'g im Zaum behält. 

Wer ohne Bereitschaft zum Verstehen den 
Das Kriegsende hat durch ,gemeinsam erlit- Kopf senkt, spricht die Sprach,e unseres Staa­

tene harte Schicksale sowie die Abkehr von tes wO'hl nicht. 
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Vorsitzender 
Meine Damen und Herren I Der Bundesrat 

hat diese Sprache immer schon beherrscht und 
war anderen Einrichtungen unseres Staates 
darin Vor.bild. Blind,e Verachtung hat hier kei­
nen Platz gefunden. Nicht daß die Liebe oder 
eine weichmütige Schwärmerei an seine Stelle 
getreten wäre oder auch nur treten sollte: 
Nein, Jede Schärfe der Kritik, jtedes Miß­
trauen, jeder gegründete Spott, jede gespannte 
Polemik, jedes Gefecht der DelbaUe hat ein 
Recht und nicht allein ein Recht, sondern eine 
Notwendigkeit. Aber -gerade darum die Miß­
achtung nicht. Sie muß verdampfen in der 
Luft der Freiheit. 

Meine Damen und Herrenl Möge auch das 
vor uns liegende Arbeitsjahr d1eses Klima 
erhalten. Keine Auseinandersetzung 'kann 
höherrangig sein. Bei all dem braucht aber 
niemand ein politischer Säus}.erzu sein. Je,der 
von uns wird ,einmal die Faust halLen, ver­
steckt, offen oder symbolisch. 

Mit Ihrer aller Hilfe werden wir dabei aber 
nicht vergessen, daß gleichzeitig auch ein 
Herz schlägt, ein Herz, von dem der politisch 
Andersdenkende weiß, daß es auch ihm ge­
hört - dem Mitpoliti!ker in welchem Lager 
immer, dem Landsmann, dem Osterreicher -
und daß wir ihm deshalb auch in der härte­
sten Auseinandersetzung verbunden bleiben. 
Denn gesunde Politik ist das lebendige Ge­
fühl gemeinsamer Ver.antwortungl (Allgemei­
ner Beifall.) 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 20. Jänner 1972, Zl. 357/72, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiHgen Verhinderung 
des Bundesministers für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Rudolf Kircb.schläger, in der 
Zeit vom 22. bis 29. Jänner 1972, mich mit 
dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich. mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 19. Jänner 1972, Zl. 377/12, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 13 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs, in der Zeit 
vom 27. bis 30. Jänner 1972, den Bundesmini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie Dok­
tor Josef Staribacher mit dessen Vertretung 
betraut. 

Einlauf Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
Vorsitzender: Seit der letzten Bundesrats- um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 

machen. 
Kreisky" 

Vorsitzender: Danke schön. - Dient zur 
Kenntnis. 

sitzung ist eine A n fra 9 e b e a n t w 0 r­
tun g eingelangt, die den Anfragestellern 
übermittelt wurde. Diese Anfragebeantwor­
tung wurde vervielfältigt und auch an alle 
übrigen Mitglieder des Bundesrates verteilt. 

Ich begrüße die inzwischen im Haus er­
Eingelangt sind drei Schreiben des Herrn schienene Frau Bundesminister Dr. Leodolter. 

Bundeskanzlers betreffend Ministervertretun- (Allgemeiner Beifall.) 
gen. 

Eingelangt sind ferner zwei Schreiben des 
Ich ersuche den Herrn Schriftführer um Ver- Bundeskanzleramtes betreffend Gesetzes-

lesung dieser Schreiben. beschlüsse des Nationalrates im Sinne des 
Artikels 42 A'bs. 5 Bundes-~erfassungsgesetz. 

Schriftführer Ing. Gassner: 
Ich ersuche den Herrn Schriftführer, diese 

"An den Herrn Vorsitzenden des Bundes- Schreiben zu v.erlesen. 
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 19. Jänner 1972, Z1. 312/72, über 
meinen Antrag gemäß Artikel 73 des Bundes­
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 
für die Dauer der zeitweiligen Verhinderung 
des Bundesministers für Landesverteidigung 
Kar! F. Lütgendorf, in der Zeit vom 25. bis 
28. Jänner 1972, den Bundesminister für Inne­
res Otto Rösch mit dessen Vertretung betraut. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun­
desrates, Wien. 

Das Präsidium des Nationalrates hat dem 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 21. Jänner 
1972, Z1. 156 d. B.-NR/1972, den beiliegenden 
Gesetzesbeschluß vom 21. Jänner 1972: Bun­
desgesetz. mit dem das Bundesfinanzgesetz für 
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SchrifUührer 

das Jahr 1912 abgeändert und ergänzt wird 
(1. Bundesfinanzgesetz-Novelle 1972), über­
mittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 vorzugehen. 

Vorsitzender: Ich habe diese Vorlagen den 
in Betracht kommenden Ausschüssen zuge­
wiesen. Die Ausschüsse haben diese Be­
schlüsse des Nationalrates einer Vorberatung 
unterzogen. Die diesbezüglichen schriftlichen 
Berichte liegen bereits vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der Geschäftsordnung 
habe ich diese Beschlüsse des Nationalrates 
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
des Bundesrates gestellt. 

21. Jänner 1912 
Eingelangt ist weiters ein Bericht des Bun­

Für den Bundeskanzler: desministers für Auswärtige Angelegenheiten 
über die XV. Ordentliche Generalkonferenz 

Dr. Weiss" der IAEO vom 21. bis 21. September 1911. 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates Ich habe diesen Bericht dem Ausschuß für 
zuhanden des Herrn Kanzleidirektors des Bun- auswärtige Angelegenheiten und wirtschaft­
desrates, Wien. liehe Integration zur weiteren geschäftsord-

Das Präsidium des Nationalrates hat dem nungsmäßigen Behandlung zugewiesen. 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 21. Jänner 
1972, Z1. 5 d. B.-NR/1971, den beiligenden 
Gesetzesbeschluß vom 21. Jänner 1912: Bun­
gesetz betreffend entgeltliche und unentgelt­
liche Veräußerungen und Belastung von un­
beweglichem Bundesvermögen, übermittelt. 

Das Bundeskanzleramt beehrt sich, diesen 
Gesetzesbeschluß bekanntzugeben und mitzu­
teilen, daß es beabsichtigt, entsprechend dem 
letzten Satz des Artikels 42 Abs. 5 des Bun­
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 vorzugehen. 

Eingelangt ist ferner noch ein Schreiben des 
Herrn Bundeskanzlers betreffend eine vom 
Bundesrat am 21. Juli 1971 anläßlich der Ver­
abschiedung der Gehaltsgesetz-Novelle 1971 
gefaßte Entschließung. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer auch 
dieses Schreiben zu verlesen. 

Schriftführer Ing. Gassner: 

"An den Vorsitzenden des Bundesrates, 
Wien. 

21. Jänner 1972 Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 
Für den Bundeskanzler: 21. Juli 1971 eine Entschließung angenom­

men, welche folgenden Wortlaut hat: 
Dr. Weiss" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. - Ich 
danke dem Schriftführer. 

Ich ersuche nunmehr den Herrn Schrift­
führer um Bekanntgabe der sonstigen einge­
langten Beschlüsse des Nationalrates. 

Die Bundesregierung wird ersucht zu prü­
fen, inwieweit die in der Gehaltsüberleitungs­
gesetz-Novelle 1971 getroffenen Bestimmun­
gen für die Kriminalbeamten auch auf andere 
Wachekörper angewendet werden können, 
und gegebenenfalls dem Hohen Hause eine 
entsprechende Vorlage zuzuleiten. 

Schriftführer Ing. Gassner: 
Die Bundesregierung beehrt sich, hiezu fol­

Eingelangte Beschlüsse des Nationalrates: gendes zu berichten: 

1. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
21. Jänner 1972 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Errichtung eines Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltschutz i 

2. Beschluß des Nationalrates vom 21. Jän­
ner 1912 betreffend einen Vertrag zwischen 
der Republik Osterreich und der Bundesrepu­
blik Deutschland über die Gewährung von 
Abgabenfreiheit für Fernmeldeanlagen im 
Grenzgebiet i 

3. Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
21. Jänner 1912 über ein Bundesgesetz betref­
fend die Bedeckung des Abganges des Milch­
wirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1972. 

Die in der Gehaltsüberleitungsgesetz­
Novelle 1971, BGB1. Nr. 279/1971, getroffenen 
Regelungen stellen den Abschluß von im Jahre 
1969 begonnenen Verbesserungen dar. Schon 
durch die 20. Gehaltsgesetz-Novelle wurden 
für alle Wachebeamten in Anerkennung ihrer 
zusätzlichen Ausbildung ab der Dienst­
klasse III Bezüge des Fachdienstes vorge­
sehen. Die für die Kriminalbeamten getrof­
fene Regelung ist in ihrer dienstzweige­
mäßigen Heraushebung und ihrer Fachausbil­
dung begründet worden. Diese Umstände lie­
gen bei anderen Wachekörpern nur teilweise 
vor.. Es wird derzeit daher geprüft, welche 
Möglichkeiten einer organisatorischen und 
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Schriftführer 

besoldungsmäßigen Änderung bestehen. Uber 
das Ergebnis dieser Prüfung wird nach Ab­
sdlluß der Beratungen berichtet werden. 

10. Jänner 1912 

Der Bundeskanzler: 

Kreisky" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnis. 

1. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. Jänner 1912 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Errichtung eines Bundesmini­
steriums für Gesundheit und Umweltsmutz 

(6'15 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: 
Bundesgesetz über die Errichtung eines Bun­
desministeriums für Gesundheit und Umwelt­
schutz. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Wind­
steig. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Windsteig: Sehr geehrter 
Herr Vizekanzlerl Sehr geehrte Frau Mini­
sterl Hoher Bundesrat! Ich erstaUe den Bericht 
des Ausschusses rur Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten über den Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 21. Jänner 1972 betref­
fend ein Bundesgesetz über die Errichtung 
eines Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates ist die Errichtung eines 
Bundesministeriums für Gesundheit und Um­
weltschutz vorge'sehen. Zum Kompetenz­
bereich des neuen Ministeriums sollen unter 
anderem die Wahrung der allen Verwaltungs­
zweigen gemeinsamen Interessen auf dem 
Gebiete des Umweltschutzes, die Angelegen­
heiten der Volksgesundheit, Veterinärange­
legenheiten, die Standesangelegenheiten der 
Ärzte, Dentisten, des sonstigen Kranken­
pflegepersonals und der Tierärzte gehören. 
Ferner soll dem neuen Ministerium eine Mit­
wirkung bei den grundsätzlichen und or-gani­
satorischen Ang-elegenheiten des medizini­
schen und pharmazeutischen Unterrichts sowie 
in Angelegenheiten des Pflanzenschutzes zu­
kommen. 

Der Ausschuß für Verfassungs- und Rechts­
angelegenheiten hat die g,egenständliche Vor­
lage in seiner Sitzung vom 25. Jänner 1912 
in Verhandlung genommen und mit Stimmen­
mehrheit beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Verfassungs- und Rechtsang,elegen­
heiten somit durch mich den An t rag, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 21. Jänner 1972 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Errichtung eines Bundes­
mini·steriums für Gesundheit und Umwelt­
schutz wird klein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke, Herr Berichterstat­
ter. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat 
Edda Egger. Ich erteile ihr dieses. 

Bundesrat Edda Egger (OVP): Herr Vize­
kanzler! Frau Bundesminister! HOlher Bundes­
rat! Die Errichtung eines Bundesministeriums 
für Gesundheit und Umweltschutz hat in der 
Bevölkerung -große Hoffnungen erweckt. Es 
schien, als ob damit für zwei erstrangige Pro­
.bleme uns-erer Zeit eine großzügige Lö'sung 
gefunden werden würde, eine Möglichkeit, 
nach vieJ.em Reden über diese Probleme end­
lich zu Taten zu kommen, also einen Schritt 
in ein modernes Osterreich zu tun. 

Dieser Schritt ist nicht gemacht worden. Das 
bedauern wir zutiefst. Allerdings tue ich dies 
nicht allein Wiegen der Schwi,erigkeiten, die 
die verantwortliche Frau Minister und Ihre 
Beamten künftig bei ihrer Arbeit haben wer­
den. Es ist Sache der Regierung und noch 
dazu einer Einparteienregierung, wie leicht 
oder wie schwer sie 'sich selbst ihre Arbeit 
macht. 

Mir 'geht es aber um das, was die Bevölk,e­
rung für i'hre Gesundheit und für ihr Wohl­
ergehen braucht. Jeder Osterreicher, wirklich 
jeder einzelne Osterreicher wird die Auswir­
kungen der Tätigkeit dieses Ministeriums zu 
spüren bekommen - positiv oder negativ. 
Denn jeder braucht heute das, was so ein 
Ministerium leisten könnte und sollte. 

Im Namen aller Osterreicher sind also diese 
schlechten Startmöglichkeiten so außerordent­
lich zu bedauern. Man sage nicht, daß klein 
anfangen oft besser sei als zuviel auf einmal. 
Klein anfangen ist etwas anderes, als falsch 
anfangen. 

W,enn die Tätigkeit dieses Ministeriums sich 
im Laufe der Zeit als zuwen~g eff-ektiv erwei­
sen sollte, wird der Sache der so notwendigen 
Gesundheitsvorsorge und des Umweltschutzes 
im Ganzen ge-schadet; nicht nur, daß zuwenig 
oder nichts geschehen sein wird. 

Wie wenig dieses Kompetenzg,esetz in unse­
rer Zeit wurzelt, 'geht aus den verwendeten 
Termini hervor. Ich weiß, daß sie in unserem 
Bundes-Verfassungsgesetz von 1920 in der 
Fassung von 1929 so gebraucht sind und daher 
dieser Bundesverfassung entsprechen. 

Aber wenn man seither in vielen anderen 
Gesetzen neue Bezeichnungen verwendet hat, 
dann thätten d1e Juristen auch hier einen Weg 
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finden müssen. Jedes Ges-etz soll I,eicht ver­
ständlich sein, auch um der heute so oft aus­
gesprochenen Transparenz der Gesetzge'bung 
willen. 

Wir halben zum Beispiel heute ein Kur­
anstaltengesetz. In dem vorlie'genden Gesetz 
ist aber die Bezeichnung "Heil- und Pflege­
anstalten" verwendet. Mit diesen Worten 
bezeichnet man heute nur bestimmte Arten 
der Krankenanstalten. Der weiters verwendete 
Ausdruck. "Volk'spflegestäUen" ist in der Be­
Vlölkerung und auch bei vielen zuständigen 
Fachleuten überhaupt nirnt mehr bekannt. 

Besonders ungünstig scheint mir auch die 
Verwendung des Wortes "Nahrungsmittel­
kontrolle" zu sein. Heute müßte es "Lebens­
mittelkontrolle" heißen, wir haben ja auch 
ein Leibensmittelgesetz und ein Osterreichi­
sches Lebensmittelbuch. 

Nidlt alle werden erkennen, daß unter diese 
Nahrungsmittelkontrolle auch die Kontrolle 
der Genuß- und Würzmittel fällt, die mit den 
Nahrungsmitteln ehen insgesamt den Begriff 
Lebensmittel ausfüllen. Und diese gesamten 
Lebensmittel dürften ja - so ist es anzuneh­
men - der Kompetenz des neuen Bundes­
ministeriums unterstehen. 

Nun zum Inhalt dieses Kompetenzgesetzes. 
Zu begrüßen ist, daß das -Ministerium für die 
Aus-, Fort- und Weiter-bildung der Sanitäts­
personen voll zuständig ist. So kann die Frau 
Minister dort forts,etzen, wo seinerzeit auch 
eine Frau - es war die Kaiserin Maria 
Theresia - begonnen hat, die medizinische 
Versorgung der Wiener Bevölkerung sicher­
zustellen. Und das war damals die systema­
tische Ausbildung der Ärzte. 

Heute ist es nidlt mehr die oberste Schicht 
der Sanitätspersonen, deren Ausbildung be­
sond,ers erneuerungsbedürftig ist - das ist 
ja schließlich in den zuständigen Hochschul­
'gesetzen geordnet -, sondern der übri-gen 
Sanitätsberufe, deren AUSbildung heute nach 
dem KrankenpfLegegesetz erfolgt. Es 'sind 
übrig-ens überwiegend von Frauen ausgeübte 
Berufe. 

Darin -gibt es leider sehr viel Unbefriedi­
gendes. Nimt zuletzt ist der Mangel an 
Pflegepersonal, der immer deutlicher spürbar 
wird, durm diese Mängel mitverursachtj im 
sage ausdrücklich: mitverursacht. 

Osteneich hat bezüglich der Aus- und Wei­
terbildung gegenüber anderen europäischen 
und auch manchen außereuropäischen Staaten 
einen ziemlim großen Nacblhol'bedarfj vor 
allem hinsimtlim eines -gesmlossenen Aus­
bildungsweges und der Ausbildung für ge­
hobene Verwendung. 

So ersuche ich schon heute dLe Frau Mini­
ster, dtesen Frag-en ihre besondere Aufmerk­
samkeit zuzuwenden. 

Viel größer als die positiven Dinge sind 
aber Leider die Mängel. Zu den ganz großen 
Mängeln des vorliegenden Gesetzes gehört 
di;e fehlende Kompetenz des schulärztlichen 
Bereiches. Die r,echtzeitig,e Gesundheitsvor­
sorge - und das wird ja eine der Haupt­
aufgaben dieses künftigen Ministeriums 
sein - ist eine der wid:l.tigsten Möglichkeiten 
zur Hebung der Volksg,esundheit. In Oster­
reicherfolgt der-zeit noch eine ung,eheure Ver­
geudung von Geld und Lebenskraft und damit 
auch von Lebensfreude dadurch, daß finan­
zieHe Leistungen der Krankenkassen über­
wi.egend erst bei eing-etretener Krankheit, 
nicht aber bei vorbeug,enden und vorsorgen­
den Maßnahmen zu erhalten sind. Das letzter,e 
ist ja die ganz, ganz seltene Ausnahme, die ja 
auch im Gesetz nicht -entsprechend vorliegt. 
Hier sind eben Neuerungen und Änderungen 
notwendig. Die Hilfe setzt also für die Be­
völkerung oft viel zu spät ein, und rur die 
Frühesterfassung von Gesundheitsschäden und 
Behinderungen der v,erschi-edensten Art 
- Körperbehinderungen, Sinnesbehinderun­
gen und 'so weiter - wird viel zuweniog -getan. 

Sehr viel könnte hi,er wenigstens über die 
schul ärztliche Kontrolle der Kinder geschehen. 
Das Bundesministerium für Unterricht hätte 
jetzt, 'Wo es mit Schulreformen, Ausbau des 
Schulwesens und so weiter noch und noch zu 
tun hat, wirklich auf diesen ihm eing,entlich 
fremden Bereich verzichten können. Genau 
genommen bietet die Schule hinsid1t1ich dieser 
ärztlichen Betreuung ja nur den Ort, wo man 
aUer Kinder am leichtesten habhaft wird. Wie 
sachlich fremd der schulärztliche Dienst im 
Bundesministerium für Unterridlt ist, zei-gt 
vieUeicht auch seine noch immer fehlende ge­
setzliche Verankerung. Das ist auch einer der 
großen Mäng'el, die für di,e ungleichmäßige 
Durchführung dieses Di,enstes v-er antwortlich 
sind. 

Der zweite Grundp~eiler für eine rechtzei­
tige Gesundheit-sfürsorge müßte von den 
Krankenkassen erstellt werden, und z:war mit 
ihren Bestimmungen über die von ihnen ge­
geogebenen PflichUeistung,en, wie ich es ja fru­
her schon angedeutet habe. Wie oft g-eschieht 
es, wenn man unibefriedig;enden Ver'hältnissen 
im Gesundheitswesen nachg-eht, daß man auf 
die Mauer stößt: Das zahlt die Krankenkasse 
nicht. Was die Krankenkassen zahLen und was 
nicht, ist wohl übenhaupt heute der gewichtig­
steFa.ktor der Gesundheitspolitik. 

Herr Vizekanzler Häuser hat sich darauf 
berufen, daß nach Erkenntnissen des Ver­
fassungsgerichtsho~es die Bereiche der Kran-
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kenversicherung prImar wirtschaftliche sind. 
Das so darzustelLen und diese primären Be­
reiche als die einzigen Bereiche darzustellen, 
ist eine unzulässige Simplifizierung. (Bundes­
rat B ü r k 1 e: Sehr richtig!) Wenn man "pri­
mär" sagt, dann gi'bt es eben auch sekundär,e 
Bereiche. Sonst brauchte man dieses Wort 
überhaupt nicht anzuführen. Und sekundär 
macht man mit den Krankenkassenleistungen 
eben Gesundheits- und auch Gesellschaftspoli­
tik. Diese sekundären Wirkungen sind die viel 
größeren, breite:ren, sind die unsiChtbare Basis 
der Wirkung·en der Krankenkassen. Es ist da 
wie hei einem Eisberg; sichtbar ist nur der 
kleinere Teil. 

Auch Sie, meine Damen und Herren von 
der SPO, wiss·en gen au genug um diese Wir­
kung, denn auch von Ihrer Seite wird ja 'be­
tont, daß heute Gesundheitspolitik eine Auf­
gabe der Allgemeinheit ist, und wenn Sachen 
der Allgemeinheit zugewiesen werden, dann 
haben Sie ihr·e politischen Seiten. Politik ist 
ja di-e Ordnung allgemeiner Angelegenheiten. 
Damit gibt e's also sachliChe und ebenso gesell­
schdiftspolitische Seiten. 

Diese sind gerade im Fall der Leistung der 
Krall!kenkass·en von größter Wirksamkeit. 
Denn mehr als 90 Prozent der Bevölkerung 
sind krankenversichert, und jeder einzelne der 
Mensdlen erfährt pelisönlidl und -ganz kon­
kret, und zwar in Notsituationen, wo er ibe,son­
ders für diese Wirkung,en empfänglich ist, die 
Auswirkungen der Gesundheitspolitik und 
wird damit auch in seinem sozialen Verhalten 
nachdrücklich davon geprä'gt, ebenso wie in 
seinem Vlerantwortungsbewußtsein für seine 
eigene Ge,sundheit, das durch die Art der 
KCl!ssenleistungen gehoben oder zerstört wird. 
Wir können das immer wiedier an ungezähl­
ten Beispiel·en sehen. 

Daß dieses wichtigste Instrument der Ge­
sundheitspolitik, also die Krank,enversiche­
rungen, nicht dem Gesundheitsministerium zur 
Verfügung stehen, ist unverantwortlich. Wenn 
die Krankenkassen mit den anderen Zweigen 
der Sozialversicherung so untrennbar ein Gan­
zes bilden, wie man das immer wieder hört, 
dann wäre es g,erechtf.ertigter und besser, die 
gesamte Sozialversicherung dem Gesundheits­
ministerium zuzuweisen. Man soll auch einmal 
so ungewöhnliche Gedank,en in Erwägung zie­
hen. Denn auch den übrigen Sparten der 
Sozialversicherung ist manChes zugeordnet, 
was der Gesundheit dient, zum Beispiel di,e 
Unfallversich,erung. VieUeicht ließen sich mit 
einem solchen Schritt auCh längst fällige Neu­
ordnungen der ganzen Pflichtversicherung 
verbinden. 

ni'e so karge und kurze Fassung des Geset­
zes über den Umweltschutz läßt e's offen, viel 

oder wenig daraus zu machen. Es kann ein 
Vorteil, ·es kann ein Nachteil sein. Auf Jeden 
Fall fehlt aber betreffend den Umweltschutz 
die ß.estimmung, daß das Bundesministerium 
für Ge,sundheit und Umweltschutz auch initia­
tiv werden und hand·eln darf. Nur koordinie­
ren zu düden, also warten zu müssen, ob und 
was die andern tun, ist nicht das, was die 
Bevölkerung von einem Mini'sterium für Um­
weltschutz ,erwartet. Es wird vieler Phantasie 
und eines großen Geschickes ibedürfen, um 
im Umweltschutz das Notwendige zu veranlas­
sen und durchzusetzen. 

Es .gäbe noch viele Punkte anzuführen. Aber 
ich möchte nur diese wenigen Punkte als Bei­
spiele für die Unzulänglichkoeit dieses Gesetzes 
anführen. Wenn man insgesamt die Größe 
der heuUgen Aufgaben auf dem Gebiet der 
Gesundheit und des Umweltschutzes mit dem 
Instrument vergleicht, das das vorliegende Ge­
setz zu ihrer DurchfüJhrung schafft, dann zeigt 
sich ein krasses Mißverhältnis. 

Darum können wir von der Volkspartei die­
sem Gesetz nicht zustimmen, so sehr wir und 
gerade weil wir die Maßnahmen für die Volks­
gesundheit und den Umweltschutz verfuessert 
sehen möchten. 

Es rst übrigens auffallend, daß Bundeskanz­
ler Kreisky allen Frauen, di,e er in seine Ro€gie­
rung beruft, neue Ressorts überträgt. So haben 
die Frauen in der Regierung das Schwerste, 
nämlich die Pioni-erarbeit, zu leisten, während 
sich die Herren Bundesminister auf gebahn­
ten Pfaden bewegen dürfen. (Heiterkeit.) 

Da Ihr Ministerium, Frau Bundesministo€r 
Dr. Leodolter, nun aber auch ohne unosere 
Zustimmung Wirklichkeit werden wird, 
wünsche ich Ihnen im Interesse der österrei­
chischen Bevölkerung möglichst viel Erfolg für 
Ihre Arbeit und möglichst auch Erfolg für 
eine Erweiterung Ihrer Kompetenzen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Dr. Gisel. Ich erteile 
ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Gisel (SPO): Herr Vizekanz­
ler! Frau Bundesministerl Hohes Haus! Die 
letzten Wort'e meiner Vorrednerin geben Hoff­
nung, daß diejenigen, die an einem Gebäude 
nicht mitbauen wollten oder konnten, zumin­
dest die Absicht haben, in diesem neuen Haus 
nicht von Anfang an .die Fenoster einzuwerfen. 

Ich betrete heute diese Stätte mit einem 
inner,en Gefühl, für das ich eigentlich lreinen 
Vergleich habe. Am ersten Tag meines Medi­
zinstudiums legte mein Lehl1er in der Anato­
mie, Julius Tandler, uns jungen Studenten 
di,e Aufgaben des Arztes, die Entwicklung de·s 
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Gesundheitswesens für die kommende Gesell­
'schaft, dar. Ich habe dies-e Worte nLe verge,s­
sen und habe in meinem g'esamten ärztlichen 
Leben versucht, wo immer ich raten und han­
deln durfte, nach diesen Gedankengängen zu 
raten und zu handeln. Daß es mir vergönnt ist, 
in einer der Kammern des österreichischen 
Parlamentes zur Schaffung eines Bundes­
ministeriums für Gesundheit und Umwelt­
schutz sprechen zu dürfen, hätte ich mir nie 
träumen lassen. 

Meine Damen und Herr,enl Es ist vielleicht 
nötig, zwischen den Debattenbeitrag, der ge­
rade geleistet wurde, und das, was ich sagen 
möchte, eine Zwischenspanne zu legen, um 
vielleicht ein Motiv, warum diese's Gesetz 
gerade '50 und in manchen Details niCht anders 
aussieht, darzulegen. 

Daß eine zentrale Regelung des Gesund­
heitswesens nötig ist, haben hier in Osterreich 
wiederholt in Krisenz-eUen Ärzte dargelegt. 
So Paul Sorbait währ,end einer Pestepidemi'e, 
so - Si,e, Frau Kollegin, haben dies bereits 
angedeutet - der Leibarzt der KaLserin Maria 
Theflesia. Der efistJe, der 'es wagte, sehr kon­
kret zu formulieren, war Johann P,eter Frank, 
der 1195 als Direktor des Allgemeinen Kran­
kenhauses berufen wurde. Er stellte in seiner 
Schrift "System einer allgemeinen vollstän­
digen politischen Polizeä", wobei er Police 
ganz in Ihrem Sinn als die Gesamtheit der 
Verwaltung ansieht, folg,ende Frag,e: 

"Sind Einrichtungen ISchaf6bar, durch di:e das 
Strömen des Naturge,smehens so g,eregelt wer­
den kann, daß ganze Bevölkoerungsschichten 
vor Krankheiten, deren Ursachen von ihnen 
gar nicht erkannt werden, wirksam geschützt 
sind?" 

Gerade an eiuem Tag wie dem heutigen ist 
es gut, wenn wir uns auch darauf besinnen, 
daß wir nicht nur Politiker, sondern auch 
Logiker, heute Diener der Gesundheitswissen­
schaft sind. 

Es ist ein merkwürdiger Zufall, daß ich vor 
wenigen Wochen ,ein Dokument in die Hand 
bekam, das ,eine Vorsprache Julius TandI,ers 
bei Kaiser Karl genau f.esthält. Genau vor 
55 JaJhrenerhielt Taudler ein Telegramm, das 
ihn zu einer Audienz einlud, die dann am 
29. Jänner 1917 stattfand. Julius Tandler, 
damals Dekan der Medizinischen Fakultät der 
Univer,sität Wien, hatte am 24. März 1916 
einen aufsehenerregenden Vortrag g,ehalten, 
in dem er di,e Ausw.irkungen des Kr.ie-ges auf 
die Bevölkerung, besonders auf ihren -gesund­
heitlichen Status, darlegte. Dieser Vortrag und 
die he.ftige Reaktion auf ihn war,en wohl der 
Grund oder mit ein Grund für diese Audienz. 

Unter den vielen Themen, die besprochen 
wurden, kam man schließlich und endl,ich auf 
das Thema der Auswirkungen der Invalidität 
und anderer Kriegsfolgen. Der Kaiser fragte 
den Prof.essor, welche Männer wohl geeignet 
wären, hier bessern zu können. 

Tandler sagte dazu seine Meinung: "Maje­
stät! Köpfe ha!ben wir 'g,enug in Osteneich, 
was uns f.ehlt, ist die Hand. Uns f.ehlt in 
jedem Ressort der Mann, rwelcher sagt: So 
will ich, so bin ,ich, ich trage die Verantwor­
tung, und wenn ,es den Kopf kostet. Unsere 
Beamten sind .gewöhnt, die Verantwortung auf 
den Vordermann a:bzuwälzen, und daran 
krankt unsere .ganze Verwaltung. Di'e -ganze 
Frage kann nicht im Vorübergehen gelöst 
werden, sie kann nicht in einem Vorzimmer 
des Ministeriums des Innereng,elöst w.erden, 
notwendig itSt dle Gründung ,eine.g Sa'Illitäts-

Er postulierte, daß der Mensch, eingespannt ministeriums." 
in ein derartiges System, wohl abhängig wird, Darauf der KaLs:er: "Sie ha-ben vollkommen 
Freiheit verliert, aber dafür Sicherheit ein- recht, 'ich werde sofort mit dem MiniJSter­
tauscht. präsidenten sprechen. Da's muß 'geschehen." 

Hundert Jahre spät'er, in einer Zeit, als 
Wien von einer Vierhältnismäßig kleinen Re,si­
denzstadt zu einer Zweimillionenstadt explo­
dierte, findet sich im Jahre 1895 im Wiener 
Stadtphysikatsbericbt folgender Satz: "Die 
Vorkehrungen gegen die Armut sind ein Ge­
bot der sozialen Hygiene." 

Ein Jahr später, am 3. Februar 1896, rief 
der Arzt Dr. Viktor Adler seinen KolLegen 
während einer Sitzung im Niederösterreichi­
schen Landhaus diesen Satz zu und setzte 
fort: "Wenn Sie wollen" - so ap06trophierte 
Adler seine Kollegen -, ,,'sind wjr keine Poli­

Der Kais'er setzte fort: "SchrejJben Sie die 
ganze Sache, wie Sie sie sich vorstellen, und 
brling'ßIl Si,e mi..r .sie, damit ich mit .dem Mini­
ster reden kann." 

Die Vorschläge wurden erstattet, und es 
wurden zwei Ministerien gegründet. 

Eiln Ministerium für Soziale Fürsor'ge ent­
stand am 7. Oktober 1917. Der erste Minister 
w,ar der den ÄHer,en von UIlJS noch bekannte 
Dr. Viktor Mataja. Er wurde nach leiner 
Periode von 14 Tag,en ,schHeßlich und endHCh 
von Dr. Ignaz Saipel abgelö,st. 

tiker, sondern bloß Hygienikerj unsere For;. Das Ministerium für Vo~ks-gesundiheit ent­
derungen sind di,e Logik d'er Gesundheits- stand erst am 8. August 1918. Für diejenigen 
wiss-enschaft," I Damen und Henen, di,e daran Inter,esse haben 
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und die es ,g,enau nehmen, sei korrigiert: In 
uns'eren Erläuterungen haben wir gehört, es 
wäre das Reichsgesetzblatt 217, es ist aber das 
mit der Nummer 291. Dort ist die Kund­
machung des Gesamtministeriums betr,effend 
di,e Errichtung eines Mintsteriums für Volks­
gesundheit nachzulesen. 

Es heißt hier: "Seine k. u. k. apostolische 
Majestät haben mit allerhöchster Entschli'e­
ßung vom 24. November 1911 die Errichtung 
des Ministeriums für Volks gesundheit aller­
gnädigst zu genehmigen geruht." 

W,enn wir uns aLso merken: 24. November 
1911 di'e kaiserliche Entschheßung und die 
Gründung schUeßlich und endlich ,am 8. 8. 1918. 
Das gibt mir willkommene Geleg,enheit, eine 
Parallel,e zu ziehen. 

Der A'bgeordnete Dr. Scrinzi hat in der 
Debatte im großen Haus der Frau Bundes­
minister eine Scheinschwang,erschaft 'angedich­
tet. Ich muß feststellen, um in diesem Milieu 
zu ,bleiben, daß die Schaffung dieses Mini­
steriums noch in der Monarchie eine voll aus­
getragene Schwangerschaft war und neun 
Monate gedauert hat, aber ·sie kam ei.g,entlich 
überhaupt nicht zum Tragen. Wenn man in 
Ost erreich -irgend jemanden fragt, wer der 
,erste Gesundheitsminister in Osterreich 'g,e­
wesen ist, weiß das niemand, auch niemand 
unter der ärztlichen Prominenz. Es war dies 
ein MitgHed des Heuenhauses, ein Ruthene, 
Dr . .Jvan Horbac.ev.sky. 

Das Ubergang,skabinett Renner behielt di'ese 
Einteilung hei, und als Gesundheitsminist,er 
scheint ein Hygieniker Dr. Ignaz Kaup auf, 
während die Fürsorge von Staatssekretär 
Ferdinand HanuschgeJ.eitet wird. Und schließ­
lich und endlich - und Jetzt wird ,eis schon 
sehr aktuell - hat dann das zweite Kabinett 
Renner das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung unter Ferdinand Hanusch geschaf­
f,en, als Unterstaatssekretär für Gesundheit 
'scheint Julius Tandler auf. 

Demnach sehen wir, daß es aus ,ganz he­
stimmter Motivation heraus zu einer Um­
or,ganisierung gekommen ist. Julius TandJer 
schied nach ,einem Jahr aus der Staatsre.gie­
rung aus - die politischen Verhältnisse mach­
t.en das klar - und baute sich ,sein eig,enes 
Gesundheitsimper,ium auf, als sich Wi'en und 
Ntederösteueich ·getrennt hatten und Tandler 
als Amtsführender Stadtrat im Rathaus zu 
wirken begann. Das Amt, das er verwaltete, 
war mit d,em Namen "Gesundheit" nicht sofort 
erkennbar, sondern es hieß das Wohlfahrts­
amt, und das Gesundheitsamt war in ihm 
integriert. 

iFerdinand Hanusch und Julius Tandler 
schuren, gemeinsam überleg-end, ·aber in ver-

,sch1edenoen Positionen tätig, schließlich und 
endlich auf diese Weise die Grundlagen eines 
neuen Sozialrechts. Sie stellten ein neue's 
System der ,sozialen Wohlfahrt auf. Das Prin­
zip dieses Syst.ems ist, daß Einkommensver­
luste, di'e durch Krankheit, Alter, Invalidität, 
Tod de,s Ernähroers oder Arbeitslosigkeit ent­
stehen, zu einem 'gewi,s,sen Teil verhindert 
oder ausg,eglichen werden ,sollten. 

Das ist der Grundsatz. In einer Debatte ist 
es natürlidl, möglich, von ,einem ,ganz anderen 
Grundsatz auszugehen. Aber nadl di,esem 
Grundsatz wurde 'g'ehandelt, nach diesem 
Grundsatz wurde das System weiter 'aufge­
baut, i'st nun vielfältig voernetzt, und in v,ielen 
Fragen der Terminologie - Sie haben voll­
kommen I\echt, Frau Doktor -, aber auch der 
Realität 'sind wir g,ebunden. 

Hätte ich ·eine andere Konzeption di,eses 
Ministeriums vorg-etragen bekommen, ich 
hätte mich mit meinen Freunden leidenschaft­
lich in diesem Zeitpunkt gegen dieses Kon­
zept gewehrt, weil man .ein Verfahren, das 
Zehntausenden, Hunderttausenden IMenschen 
Sicherheit gibt, nicht in 'so rascher Zeit in 
Frage stellen ·soll. Vielleicht - ich bin über­
zeugt davon - werden w,ir weitgehend zu 
einer Entflechtung kommen, wird sich heraus­
stellen, daß eine bessere Zusammenordnung 
denkbar ist. Daß dies hier nicht überstürzt 
gemacht wurde, ist für den Arzt, der sozial­
medizinisch denkt und handelt, 'eine ·Befri-edi­
gung. Hier scheiden ,sich die Geister. 

In der OffentIidlkeit - Sie sagten, dies 
alles ist in der Offentlichkeit sehr vi,el disku­
tiert worden - ist auch di'e Frage aufgewor­
f.en worden, warum zum Beisp.iel der Sport­
bereich nicht ins Gesundheitsministerium 
hineingenommen wurde. Auch Illier wird man 
sicherlich noch einmal debatti,er·en können. 
Nur hat sidl der Sport ,sehr gewandelt. Zwi­
schen dem Skisport, wie wir ihn 'erlernt und 
betrieben haben und wi'e wir ihn heut,e in 
F,erns·ehsendungen geliefert bekommen, ist ein 
großer Unterschied. Weil wir vielLeicht ge­
rade vor Olympiatagen 'stehen, sei einem Arzt 
dieses fast frevlerische Wort ·erlaUbt: Was w.ir 
hier vorgetragen .bekommen, ,ist Artistik, die 
wir früher im Zirkus bewundert haben. Nun 
heißt es "Spitz'enspont". Eine !Solche EIilnIschlie­
ßung des Spit2'iensportes in ein Ge,sund'heit,s­
ministerium wäre von Anfang an falsch. 

Ich bring,e ein kle,ines Beispiel - nennen 
Sie mich fossil oder anachronistisch -: Wenn 
wir auf einem Hang, der keine Hindernisse 
aufgewiesen hat, unsere Skikünste produziert 
haben, dann halben wir, damit -es spannender 
wird, kleine Hindernisse eing;ebaut. So ent­
stand der Slalom. Uns wird heute - das ist 
schließlich und -endlich ein Schlagwort - "bru-

744 
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taler Skilauf" gezeigt, es wird uns gezeigt, wi'e 
ein soldler Hindernislauf den Skiläufer g·e­
fährdet. Nun müssen die Läufer -sdlon Schul­
ter- und Oberarmsdlutz tragen, weil si,e die 
Slalomstangen, an die sie herankommen, mit 
großer Wucht tr-effen. 

Ich würde glauben, es wäre doch viel rich­
tiger, bei einem solchen Hindernislauf den 
Läufer sofort zu disqualifizi-er-en, wenn er ein 
,soldles Hindernis auch nur berührt. So wer­
den die Dinge umg-ekehrt: Sel1iSationen sollen 
vorherrschend 'sein. Aber dtese Art Sport hat 
sicherlich nichts mit Gesundheitssport oder mit 
dem Breitensport zu tun. 

Nun aber zum Aktuellen. Weldle Aufgaben 
sind einem solchen Minister:ium in 'erster Linie 
gestellt? Sehen wir uns die Gesundheitsfragen 
an. 

Das Ministerium wird sidl zu bemühen 
haben, vorbeugende Maßnahmen zum Schutz 
der Jetzigen und der nadlfolg,enden Genera­
tion zu organisieren. Zu diesem Zweck i'st 
das Voeterinärwesen dn das Gesundheitsmini­
sterium hineingenommen worden. 

Das Ministerium ist zweitens beauftragt, 
Maßnahmen zu treffen, um best'ehende Krank­
heiten zu bekämpfen. Hier hat -es -eine reiche 
Palette von Aufgaben. 

Die Unterarztung in 50 v.ielen Gelbiet,en 
Osterreidls muß ebenso behoben werden wie 
Initiativen gesetzt werden müssen, weil 
manche Krankheiten derz-eit nicht in ausrei­
dlender Weise behand-elt werden können, da 
die Einridltungen hiefür fehlen: ich denke 
bloß an die Bronchitis spastica, an das AstJhma 
bronchiale. 

Vor allem ist die Bestandaufnahme läng,st 
fäll1g. Dabei ist das Mi'lllisterium an di,e Mit­
arbeit der JUI1isten -g;eb1lll1!d!en. 

Wer für die Gesundheit \Toerantwortlidl ist, 
muß auch an der Konsument,enaufklärung her­
vorragend mitwirken, wird aber auch aus die­
sem Grund intensive Konta'kte mit den Produ­
zenten betreiben müssen. Auch dieSibezüglich 
ist Tandler ein Vorbild, der in der Zeit seiner 
Amtsführung dir,ekt-e Gesprädl.e und Arbeit,s­
verträge mit Inhabern landwirtsdlaftI.idl,er Be­
tri,ebe geführt und abgeschlossen hat, um für 
die Anstalten und für die Wiener Bevölkerung 
hygi,enisdl einwandfrei-e Nahrungsmittiel be­
ziehen zu können. 

Es wird eine große Aufgabe -dieses Ministe­
riums -sein, -echte, ber,ichtigte Nährwerttabel­
len aufzustellen. 

So braudlt die-ses Ministerium eine Fülle 
von Experten, wobei 'es oft sehr schwierig 
s-ein wird, d-ie richtigen Experten an ,ennen 
V,erhandlungstisdl zu bringen, und 'es wird 

für den Arzt nicht immer 1eicht sein, die !.ich­
tigen Sdllußfolgerungen aus den Vorsdlläg1en 
zu ztehen, denn Fachleute sind alle jene - ich 
ziHer-e ein bitteres Wort -, die etwas so 
lang in hergebrachter Weise tun, bis 'es ihnen 
in Fleisch und Blut Ü!berge-gangen ist, und 
die soHen dann empfehlen, wa·s verändert wer­
den sol!. 

Uber die Krankenanstalten wird das Mini­
sterium keine direkte Autor,ität ausbreiten 
können, wohl aber wird es lin die innere 
Struktur der Kranken- und Pflegeal1iStalten 
auch ohne unmittelbar,e Kompetenzeingrei­
fen können. In diesem Bereich liegen durch 
die Tätigkeit so vi.eler v-erdienstvoller Be­
ruf,sverbände, der Gewerkschaften, der Prim ar­
arztkol1egien, der ärztlichen Leiter, der Ver­
waltungsdirektoren, der Oemeindebeamten 
und vieler politischlerFunktionärle eine Fülle 
von Vorhaben vor. Sie zusammenzufass-en und 
zu zeig-en, wJ,e die Anstalten in Osterreich 
abgestimmt arbeiten sollen, ist wieder eine 
der großen Auf.gaben dieselS Ministeriums. 
Ich glaube nicht, daß ,es zu verantwort:en ist, 
daß Abteilungen mit höchstwertiger appara­
tiver AusstattUIig in ,einer solchen Anstalt nur 
drei oder vier Stunden des Tages einge-g.etzt 
sind. Wir müssen dabei zu ,einem echten 
Schichtbetrieb kommen; es wird sehr sdlwer 
sein, hier die richtig.e Lösung zu finden. 

Di,e örtlich-e Zielplanung, wi,e das regionäre 
Krank·enhaus aussehen soll, ist v,erhältnis­
mäßig leicht von den örtlich zuständigen 
Organen zu treffen. Aber ,eine finanzielle Bei­
hilfe d.es Bundes wird nur dann gewährt wer­
den können, wenn dieser Regionalplan in den 
Allg-emeinplan adaptiert ist, der sämtliche 
Anstalten Usterreichs umfaßt. 

Ein paar Worte nur noch, weil es ,sich um. 
Neuland handelt, zu der Kompetenz hinsicht­
lich der Veränderung d-er Umwelt. Ich danf 
mich als ,eineinjgermaßen in das Fach Ein­
gedrungeuer vorstellen. Aus ,einer -sehr selt­
samen politischen Konstellation heraus wurde 
mir die Aufgabe zuteil, !bei einem Weltkon­
greß der großen Gemeinden, der sich im Jahr 
1963 das erste Mal mit den Umweltv,erände­
rungen beschäftigte, der Ber,ichterstatter zu 
sein. Ich hatte die Arbeitsgespräche zu lei­
ten, die Resolution zu formulieren und si'e zur 
Beschlußfassung vorzulegen. 

Acht Jahre später, im Vorjahr, hatte ich 
als letzter der damals tätig Gewesenen die 
Möglichkeit, auf einem W,eltkongreß in 
Toronto dem Plenum zu sag,en, daß 'es er­
schreckoend -ist, wie sehr ,innerhalb dieser acht 
J alhr,e die Situation besonders im Hinblick auf 
die Luftverschmutzung an Gefährlichkeit zu­
genommen hat. 
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Es war alarmier-end zu hören, was uns 

uns-ere Kollegen aus Tok,io darüber berichtet 
haben, wie ungeheuer groß der Preis ist, den 
die japanische Bevölkerung für das erreichte 
Ausmaß der Industrial,isi,erung zu zah}.en hat. 

Der Bürgermeister der Olympiastadt Mün­
chen hat mit aller Schärfe formuliert, daß wir 
uns nicht allzu sehr an die Vergötzung der 
Zuwachsrate klammern dürfen, wenn dabei 
un:sere Umwelt von uns nidlt mehr beherrscht 
werden kann. 

Wer heutzutage den Rhein, die Grachten 
in den Niederlanden, dde Themse oder den 
Ontariosee sie'ht, der findet überall die Ver­
bote, di'eses Wasser zu benützen. Die ni,eder­
ländischen Gärtner können nicht einmal mehr 
ihre gärtne~ischen Anlagen mit dem Rhein­
wasser besprühen, weil sonst der Pflanzen­
wuchs abstirbt. 

In diesem Bereich hat daJS neue Ministerium 
gerade wegen der är.ztlichen Kompetenz eine 
sehr große Aufgabe. (Bundesrat B ü r k 1 e: 
Das Ministerium hat keine Wasserrechtskom­
petenz, Herr Dozent! Gar keine hat es!) Ich 
glaube, die psychologische Vorber-eitung g,e­
rade von seiten eines solchen Ministeriums 
wird dazu führoen, daß auf di,e eine oder auf 
die andeI'e Weise diej-enig,en, die 'beruf,en sind, 
AbhiUe zu schaffen, sich daran halten werden. 

Vor allem i,st die Kontaktnahme zur Welt­
gesundheitsorganisation nötig, weil nur Ge­
sundheitsministerien, Ministerien für Umwelt­
schutz dazu berufen sind, die ,internationalen 
Konferenz,en in der -gieeigneten Weise zu be­
suchen und zu informieren. 

Auch der zunehmende Lärm wird dem Mini­
sterium zu Uberlegung,en Anlaß g.eben müs­
s-en. Ich finde es für einen so großen Ge'ist, 
wie Robert Koch einer war - Rolbert Koch 
i'st 1910 gestorben -, charakterisUsch, daß -er 
zu seinen Leb:reiten die Bevölkerung darauf 
aufmerksam gemacht hat: Eines. Tag,es wird 
der Mensch den Lärm ebenso unerbitU.ich be­
kämpfen müssen wie die Cholera und die 
Pest. 

-Meine Damen und Herren! Wir sind über­
zeugt, daß sich dieses Haus mit der Struktur 
des Ministeriums für Gesundheit und Um'W-elt­
schutz noch oft wird befassen müssen. Di,eses 
Bemühen wird viel mehr sein aLs eine Ände­
rung an der Fassade: wohlüberlegt nach d-er 
Methodik des ärztlichen Konsiliums wiDd 
Schritt für Schritt vorg-egangen 'W-erden. 

Ich möchte diesen meinen Debattenbeitrag 
Wlieder mit einem Wort meines Lehrers Tand­
ler schließen, das hierher paßt. Tandler sagte 
in -einem Vortrag in Budape.st am 25. Septem­
ber 1918, die Entwicklung des Gesundheits-

wesens vorwegne:hmend und hauptsächlich auf 
die ärztliche Tätigkeit konz:entr.i-eroend: 

"Der Arzt der Zukunft ist nicht mehr Di,ener 
der Individualtherapi,e alLein, bei aller Hoch­
achtung vor den L,ei,stungen derselben. Die zu­
künft.i'gen Ärzte sind di,e wirklichen und ,beru­
f,enen Verwalter des organischen Kapitals des 
Staates und erhalten damit nicht nur ,einen 
erweiterten Wirkungskneis,sondern werden 
mit der ganzen V:erantwortung für Wohl und 
Wehe der Grundlage eines jeden Staat,es 
belastet. Die zukünftig,e Medizin ist also nicht 
nur eine diagnostisch-therapeubische, ,sondern 
auch reine sozialpolitische undsozialökono­
mische." 

Da:s Minister-ium für Gesundheit und Um­
weltschutz wird mehr sein als bloß eine 
Schatzkammer, in der di'ßses orgaru,sche Kapi­
tal !bewahrt liegt. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Universitätsprofessor 
Dr. Schambeck. 

Bundesrat Dr. Schambeck (OVP): Herr Vor­
sitzender! Frau Bunde,sminister! Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesratl WH! das Parla­
ment nicht ·allein Or·gan zur WiHensbildung, 
sondern auch zur Bildung der öffentlichen Mei­
nung sein, wozu uns gerade der Herr Dozent 
Dr. GitSel,einen sehr IbemerkeIlJSwrerten Beitrag 
aus seiner Sicht, der ·Medizin - ich darf 
sagen: dCIIS ist auch aus der Sicht der Ge­
schichte des Verwaltungsrechtes von beson­
derem Inter.esse -, 'g,eliref,ert 'hat, .dann da-fit für 
uns die Errichtung des Ministeriums für Ge­
sundheit und Umw.eltschutz nicht al1ein - aus 
di-eser Sicht 'heraus schließe ich mich auch 
Ihr-en Ausführungen an - eine Frage von 
Organisationsvor,schriften sein, sondern viel­
mehr auch eine Frage nach den Sachbereichen, 
die hier einer rechtlichen Erfassung hanen. 

Ich möchte aus der Sicht des Verfassungs­
rechtes hier nur anmerken, daß es noch zu 
überlegen ist, wieweit Koordinationsfunktio­
nen der rechtlichen und politischen Seite der 
Ministerverantwortlichkeit ger,echt werden 
können. 

Ich meine aber, daß dieses Gesetz zur Er­
richtung eines Gesundiheits- und Umwelt­
schutzmini,stefiiums dies,es Hohe Haus nicht 
verlassen ,sollte, ohne daß wir uns auch Ge­
danken machen - ob man nun für oderg.e-g'en 
die Errichtung des Ministeriums ,in dieser 
Konstruktion 1st -, welche Möglichk'eiten 
schon heute die österreichische Rechtsordnung 
für den Umweltschutz bietet. 

Da der Staat im demO'kratoischen ~echtsstaat, 
wie auch Usteneich einsr ist, heute nur tätig 
werden kann, so ihm der Ge,setzgeber dazu die 
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Ermächtigung 'gibt, 'hängt der Umweltschutz 
des Staates - das Isei vor aUem im Bundes­
rat als der Länderkammoer unseres Parlaments 
betont - von den Zuständigkeiten ab. Kann 
doch auch Verantwortung nur ausgeübt wer­
den, wo Zuständigkeit besteht. Die,se Frage 
nach der Zuständigk,eit ist ja ,in dem Bundes­
staat, in d,em die Ausübung der Staatsgewalt 
zwischen Bund und Ländern auf.get,eilt list, von 
besonderem Interesse. 

Lassen Sie mich daher ,aus d,er Sicht der 
österreichismen Rechtsordnung einig,es zur 
verfas,sungsrechUichen Kompetenz des Staates 
zum Umweltschutz .sagen, ,hernach auf einige 
schon vorhandene Möglichkeiten des Umwelt­
schutzes in der Ordnung des öff.entlichen und 
privat'en Rechtes Osterreichs hinwe.i,s.en, um 
dann ahschHeßend über .die Notwendigk.eiten 
eines zeitgemäßen Umweltschutzr,echtes und 
clie damit verbundenen Konsequenzen in 
nationaler und international-er Sicht einige,s 
zu sag-en. 

Wenngleich der Umweltschutz heut,e zu den 
aktuellsten Rechtsanlieg,en zählt, muß trotz­
dem fe-stgestellt werd-en, daß er in den Kom­
petenztatbeständen des Bundes-Verfassungs­
gesetzes 1920 keine Erwähnung findet. Dies 
läßt sich daraus erklären, daß :zum Zeitpunkt 
des Zustandekommens des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes der Umweltschutz nicht so 
aktuell war, daß -es deshalb für ihn 'eines 
-eigenen Kompetenztatbestandes bedurft ,hätte. 

Ander,erSteits kann e,s auf Grund der Natur 
der Sache aber nicht immer zweckdienltich sein, 
den Umweltschutz den Ländern allein zu über­
lassen, da ein wirksamer Umweltschutz - man 
denk,e etwa an die LuftV'erschmutzung - über 
di·e einzelnen Länder-gr-enzen hinausreicht. 

Ansätze zu einem derartigen bundesgesetz­
lichen Umweltschutz sind vorhanden. Das 
Bundes-Verfassungsgesetz weist nämlich eine 
Reihe von Kompetenztatbeständen auf, die 
zwar nicht unmittelbar, sondern mittelbar, 
nicht hauptsächlich, aber wohl in einzelnen 
Bestimmungen, die zur Hauptmaterie in einem 
sachlichen Zusammenhang stehen, den Um­
weltschutz berühren. 

Angelegenheiten des Gewerbes und der Indu­
strie, des Verkehrswesens bezüglich der Eisen­
bahnen, der Schiffahrt und der Luftfahrt, das 
Kraftfahrwesen und das Bergwesen. Als Mittel 
der Umweltgefährdung in den Kompetenztat­
beständen nenne ich das Forst-, Wasser-, 
Veterinär- und Ernährungswesen einschließ­
lich der Nahrungsmittelkontrolle sowie den 
Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und 
Schädlinge. 

Als Kompetenztatbestände nach dem Ob­
jekt des Umweltschutzes seien noch der 
Arbeiter- und Angestelltenschutz und das 
Gesundheitswesen genannt. 

Die beispielsweise Nennung dieser Kom­
petenztatbestände, Hohes Haus, zeigt bereits, 
in welchen Sachzusammenhängen umwelt­
schützende Maßnahmen schon bisher erforder­
lich waren. Um die Grundlage für einen mög­
lichst umfassenden Umweltschutz zu finden, 
wird es darauf ankommen, in einem Katalog 
alle diese umweltschutzbedürftigen Kom­
petenztatbestände zu erfassen und zu prüfen, 
wieweit sich auf dieser Grundlage in einer 
gleichsam kaleidoskop artig einander ergän­
zenden Form des Neben- und Miteinanders 
der einzelnen Sachgebiete ein System des 
Umweltschutzrechtes in Osterreich erreichen 
läßt. 

Dazu wäre zu erwägen - erlauben Sie 
mir, das gerade in unserem Haus zu 
nennen -, ob es nicht erforderlich ist, ergän­
zend zu diesen umweltsChutzbegünstigenden 
Kompetenztatbeständen einen eigenen Kom­
petenztatbestand des Bundes "Angelegen­
heiten des Umweltsdmtzes"' für die Fälle zu 
schaffen, die sich unter schon vorhandene 
Kompetenztatbestände nicht subsumieren 
lassen, weil sie zu diesen in keinem sachlichen 
Zusammenhang stehen oder überhaupt erst 
neu auftraten. Es wäre dabei zu beachten, 
daß der Gesetzgeber bei der Nutzung eines 
derartig ergänzenden, subsidiären Kompetenz­
tatbestandes die Einheit bestehender und be­
währter Kompetenztatbestände nicht zerstört. 

Vergleicht man diese Kompetenzsituation 
Osterreichs mit der anderer Bundesstaaten, 
zum Beispiel der USA, der Schweiz und der 

Der Salzburger Universitätsdozent Doktor BUlldesrepublik Deutschland, so ergeben sich 
KarI Korinek hat als einer der ersten in den Ähnlichkeiten der Problemlage. Die ameri­
"Wirtschaftspolitischen Blättern"' sehr treffend kanische Bundesverfassung erwähnt auch nicht 
darauf hingewiesen. ausdrücklich den Umweltschutz. Es steht aber 

Diese bereits vorhandenen bundesgesetz- die Aufnahme einer Verfassungsbestimmung 
lichen Ansätze zu einem Umweltschutz lassen in Form eines Grundrechtes zur Debatte. Der 
sich nach dem Subjekt, nach dem Mittel und Vorschlag lautet: 
nach dem Objekt der Umweltgefährdung ein- "Jeder Mensch hat ein unveräußerliches 
teilen. Recht auf einen gesunden Lebensraum. Bund 

So seien beispielsweise die Kompetenztat- und Staaten sollen dieses Recht gewähren."' 
bestände für Subjekte, nämlich Ursachen der Neben der Diskussion um eine eigene Um­
Umweltgefährdung, genannt. Ich verweise auf weltschutz-Verfassungsbestimmung hat der 
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amerikanische Bundesgesetzgeber ich 
glaube, daß es in diesem Zusammenhang 
interessant ist, das auch in unserem Parlament 
festzuhalten - eine Vielzahl von Umwelt­
schutzvorschriften auf Grund von Ver­
fassungsbestimmungen erlassen, die dem 
Bundesgesetzgeber wirtschaftliche Befugnisse 
einräumen. 

In den Verfassungen der amerikanischen 
Bundesstaaten ist die Situation zur Umwelt­
kompetenz gleich der des Bundes. In keiner 
Verfassung waren anfänglich umfassende 
Kompetenznormen vorhanden. Entsprechende 
Schritte dazu wurden einheitlich schon gesetzt. 

Ein Bundesstaat, nämlich Pennsylvania, hat 
1970 im Artikel 1 als § 27 die Bestimmung 
aufgenommen: 

"Der Mensch hat ein Recht auf saubere 
Luft, reines Wasser sowie auf Erhaltung der 
landschaftlichen, historischen und ästhetischen 
Werte der Umwelt. Pennsylvanias natürliche 
Hilfsquellen sind gemeinsames Eigentum der 
gesamten Bevölkerung, eingeschlossen künf­
tiger Generationen. Der Staat soll als Treu­
händer diese Güter schützen und zum gemein­
samen Nutzen aller erhalten." 

Einen anderen Weg als den der Formulie­
rung eines Grundrechtes ist die Schweizerische 
Eidgenossenschaft gegangen. Nach einer am 
6. Juni 1971, also vor einer verhältnismäßig 
kurzen Zeit, abgehaltenen Volksabstimmung, 
an der erstmalig bei einem eidgenössischen 
Urnengang auch die Frauen teilnahmen, 
sprachen sich bei einer Stimmbeteiligung 
von 37 Prozent ungefähr 1,2 Millionen 
Schweizerinnen und Schweizer oder rund 
92,96 Prozent der Stimmenden mit Ja für die 
Aufnahme eines neuen Artikels über den 
Umweltschutz in die schweizerische Bundes­
verfassung aus. Dadurch wurde im Artikel 24 
septies der Bundesverfassung der Schweiz der 
Bund in umfassender Weise verpflichtet, "Vor­
schriften über den Schutz des Menschen und 
seiner natürlichen Umwelt gegen schädliche 
und lästige Einwirkungen" zu erlassen. Diese 
Formulierung wurde in Bem deshalb so weit 
gefaßt, um als Grundlage für Maßnahmen 
gegen sämtliche, das heißt, auch gegen derzeit 
noch nicht erkannte Gefahren zu dienen. 

Zusätzlich fand noch die Bekämpfung der 
Luftverunreinigung und des Lärms eine beson­
dere Erwähnung, nicht aber der Gewässer­
schutz, der Schutz vor den Gefahren ionisie­
render Strahlen sowie der Natur- und Heimat­
schutz. Sie fallen zwar ebenfalls unter den 
Oberbegriff Umweltschutz, sind aber bereits 
1953, 1957 und 1962 in der schweizerischen 
Bundesverfassung verankert worden. 

Mit der Aufnahme dieses umfassenden 
Umweltschutzes sollte die Voraussetzung ge­
schaffen werden, um Lücken im Rahmen der 
bereits bestehenden Gesetze des Umwelt­
schutzes zu schließen. Interessant ist dabei 
die imperative Formulierung dieser Ver­
fassungsbestimmungen, die bisher in der 
Schweiz nicht bekannt war und die auch wir 
im österreichischen Verfassungsrecbt nicht 
kennen. Der Bund ist nicht, wie es in den 
Artikeln über den Gewässerschutz und den 
Natur- und Heimatschutz heißt, "befugt", also 
bloß ,ermächtig·t - -eine Blankovollmacht an 
dene,infachen Geset2ig,eher -, gesetzLiche Be­
stimmung·en zu 'erlass,en, sondem er ist viel­
mehr dazu - ich zitie'fe wörtlich - "in umfas­
sender We'tse V'erpflichbet". Derartig,e impera­
tiVie FormuHerung.en~ennt das ö.st'erreichische 
Bundes-v.erfas,sung,srecht nicht. Nach ihm wird 
dem Gesetzgeber in den Kompetenztatbestän­
den bloß die Ermächtigung erteilt, eine 
Blankovollmacht. 

Beachtung verdient auch in diesem Zu­
sammenhang die in dem Artikel 24 septies 
enthaltene Einschaltung, daß der Vollzug der 
Bundesvorschriften "Sache von Bund und Kan­
tonen" ist, während etwa der 1953 ange­
nommene Gewässerschutzartikel - ich glaube, 
daß das vor allem für den Bundesrat als 
Länderkammer von Interesse sein soll - den 
Vollzug "unter Aufsicht des Bundes den Kan­
tonen" überließ. Auf diese Weise wird nun 
eine wirksame Zusammenarbeit von Bund und 
Kantonen im Sinne eines kooperativen 
Föderalismus, auf den ich noch zu sprechen 
kommen werde, eröffnet. 

Zieht man auch die Verfassungsrechtsord­
nung der Bundesrepublik Deutschland heran, 
so kann auch hier erkannt werden, daß es 
auch in diesem unserem Nachbarstaat keinen 
eigenen Kompetenztatbestand Umweltschutz 
gibt. In anderen Kompetenztatbeständen kul­
tureller, wirtschaftlicher und sozialer Natur 
ist der jeweils sachbezogene Umweltschutz 
miteingeschlossen, aber nicht in einer eigenen 
Verfassungsbestimmung gleich dem Artikel 24 
der schweizerischen Bundesverfassung aufge­
tragen. Eine Legitimation und Obligation zum 
Umweltschutz konnte aber aus dem in den 
Artikeln 20 und 28 des Bonner Grundgesetzes 
enthaltenen Sozialstaatsauftrag abgeleitet 
werden. Dieser ist im Bonner Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland verpflichtend 
vorgeschrieben, zum Unterschied vom öster­
reichischen Verfassungsrecht. 

Ost erreich ist mit einer Tradition von J ahr­
zehnten auf einfachgesetzlimem Wege - hier 
darf im auch das unterstreichen, was Dozent 
Gisel aus seiner Sicht gesagt hat - den Weg 
zum sozialen Rechtsstaat gegangen, wobei ich 
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ergänzend und stolz darauf hinweise - Sie 
werden es von mir als Mandatar der Oster­
reichischen Volkspartei verstehen -, daß der 
letzte Sozialminister der Monarchie Ignaz 
Seipel hieß und daß für uns die Namen Resch, 
Innitzer und viele andere, die in der Ersten 
Republik nach der Zeit von Ferdinand Hanusch 
das Sozialressort innehatten, Marksteine der 
Entwicklung zum sozialen Rechtsstaat in 
Osterreich gewesen sind, die auch bezüglich 
der Anliegen des Gesundheitswesens und 
damit auch des Umweltschutzes - soweit er 
damals aktuell war - versuchten, in der Zeit 
der Ersten Republik, in der. christlich-soziale 
Minister ja die längste Zeit Sozialminister 
gewesen sind, Wertvolles dazu beizutragen. 

Meine Damen und Herren! Nach di·esem 
Hinweis auf die verfassung,srechtliche Sicht 
erlaU!ben Sie mir, einige Gedanken bezüglich 
dieses Ministeriums hier auch mitzugeben. Zu 
dem, was ich auf ,eintfachgesetzlicher Ebene 
im privaten und öffentlichen Recht heute be­
reits zum Umweltschutz anfÜlhren konnte, 
erlauben Sie mir, nur ,einig,e Beispiele zu 
nennen. 

Als erstes sei auf den im § 364 Abs. 2 des 
ABGB enthaltenen Schutz vor nachbarschaft­
lichen Beeinflussungen und vor unmittelbaren 
Einwirkungen, die Immissionen, verwiesen. 
Nach ihm kann der Eigentümer eines Grund­
stückes dem Nachbarn die von dessen Grund 
ausgehenden Einwirkungen durch Abwässer, 
Rauch, Geruch, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Einwirkungen insoweit unter­
sagen, als sie das nach den örtlichen Ver­
hältnissen gewöhnliche Maß überschreiten und 
die ortsübliche Benützung des Grundstückes 
wesentlich beeinträchtigen. 

In der Handhabung dieser Schutzbestim­
mungen des ABGB ist aber zu beachten, daß 
Voraussetzung des Untersagungsrechtes und 
etwaiger Ausgleichsforderungen die Uber­
schreitung des ortsüblichen Maßes der Störung 
und die wesentliche Beeinträchtigung der orts­
üblichen Nutzung des Grundstückes ist. Sie 
wissen, daß das ein Anliegen ist, das man 
täglich antreffen kann. Diese Ortsüblichkeit 
kann sich entwickeln bitte das zu 
beachten! - und damit auch ,eine Störung 
durch Dauer langsam ortsüblich werden. 

Außerdem gilt es zu beachten, daß Orts­
üblichkeit nicht immer im Sinne der poli­
tischen Gemeinde zu velistehen ,i.st;es sind 
damit auch Ortsteile gemeint, sodaß ,ein recht­
licher Ort durch mehr,ere Ortsüblichkeiten ge­
'k!ennzeichnet .sein kann. Die Kla'ge kann sich 
nicht nur g,eg,en den unmittelJbaren Nachbarn, 
also den Anrainer, beziehen, sondern auf 
jeden Grundstück.seigentümer, von dem Ein­
wirkungen ausgehen. Voraussetzung ist aber, 

daß die Gefährdung vori einem Grundstück, 
also einem unbeweglichen und nicht einem 
beweglichen Gut, ausgeht. In dies,em Fall gibt 
es die Scha.denersatzklage nach d'em ABGB. 

Einen konkr,eten Immissionsschutz bietet 
§ 364 ABGB bei der Beeinträchtigung durch 
einen Nachbarn, eine Bergwerksanlage oder 
eine behördlich genehmigte Anlage, wenn sie 
nach den örtlichen Verhältnissen das gewöhn­
liche Maß überschreitet und die ortsübliche 
Benutzung des Grundstückes wesentlich 
erschwert. Diese Klage ist aber nur dann 
berechtigt, wenn die Umweltgefährdung durch 
Umstände erfolgt, auf die bei der behördlichen 
Bewilligung keine Rücksicht 'genommen wurde 
oder die später auftraten. 

Hohes Hausl Es besteht daher 'keine Aus­
sicht, den Betrieb zu untersagen, wenn die 
Belästigung durch Einwirkung.en erfolgt, auf 
die bereits bei der 'behördlichen Bewilligung 
Rück'sicht 'genommen wurde. In diesem Fall 
be'st,etht nur die MögHchl\.ieit, eine Entschädi­
gung für zugefügten Schaden zu v,erlangen. 

Daraus kann ,ersehen werd,en, daß diese 
Vorschriften des ABGB, die durch dde 3. Teil­
novelle zum ABGB 1916 aufgenommen 
wurden, nicht dazu ausreichen, eine 'g,esund­
heitsgefährdende, aber behördlich genehmigte 
Anlage zu untersagen. 

Es i,stebenfalls bedauerlich, daß nach d·er 
heutig,en Rechtslage auch ,wesentliche Immis­
sionen, so si·e ortsüblich sind, seIhst dann 
geduld,et werden, wenn sie mit dem Stand 
der Technik verhindert werden können. Eine 
Bekämpfung der Umweltgefährdung ist durch 
den ImmLss,ion:sschutz des ABGB nur aus­
nahmsweise, nämlich <bei Exz'essen, möglich, 
was für d,en Alltag in keiner W·eise ausr.ei­
chend ist, stammt doch auch das ABGB aus 
der Zeit einer feudalen und patriarchalischen 
Ordnung, und auch in der folg·enden Zeit der 
Novellierung war die heutige soz,iale Funktion 
des Eigentums in threr den Umw.eltschutz ein­
schließenden Weise nicht geläufig und wurde 
auch bi,sher nicht entsprechend berücksichtigt. 

Ähnliches läßt sich auch betl"effend der aus 
dem Jahre 1859 stammenden Gewerbeordnung 
sagen. Ihr Z1el war 95, unter Absage an da,s 
Zunftsystem der Gewerbefroeiheit das Tor und 
der GeweJlbeausubung aUe Möglichkeiten zu 
öffnen. 

Für den Umw,eltschutz Lst das IH. Haupt­
stück der Gewerbeordnung von Bedeutung, 
denn es sieht nach § 25 eine Betriebsanlage­
genehmigung für alle Gewerbe vor, di·e mit 
Dampfmaschinen, sonstigen Motor,en oder 
Wasserwerken betri'ehen werden oder welche 
auch durch gesundheitsschädliche Einflüsse, 
durch die Sicherheit bedrohende Betriebsarten, 
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durch ülbloen Geruch oder durch ungewöhnliche 
Geräusche die Nachbarschaft zu g,efährden 
oder zu belästigen geeä.gnetsind. 

Bei S2 im Gesetz g,enannben Betr,iehs­
anlagen, zu denen etwa Fabriken der Chemie, 
Papier- und Zuckerindustrie gehören, ist in 
einem Ediktalv,erfahren ,eine besondere Be­
willi.gung erforderlich. Di,e Liste .dieser Be­
h\iebe - Sie wi,ssen aus Ihrer Tätigkeit, daß 
das aktuellste Fragen sind -, die rur die 
Betriebsanlag,egenehmigunrgeine,s besonderen 
Verfahrens 'bedürfen, kann durch V:erordnung 
des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe 
und Industrie jederzeit abgeändert werden, 
sodaß dadurch .besondere umweltschützende 
Maßnahmen möglich sind. Sollte e.in der­
artiger Betri<eb eine Erweiterung erfahr,en, wo­
durche.ine UmweUgefäihrdungerfolgt, 'so ist 
das d,er Gewerbebehörde vor der Ausü1bung 
di,eser Erweiterung zur Kenntnis ;zu bringen. 
Nach § 32 der Gewerbeordnung ist nur dann 
eine neuerliche kommissionelle Verhandlung 
durchzuführen und sind Maßnahmen zur Ab­
stellung zu ergreifen, wenn größere Schäden 
oder Gefahr für die Nachbarschaft bevor­
stehen. 

Die Grenzen der von Nachbarn zu tragenden 
Immissionen - ich bitte, das im Zusammen­
hang mit dem Umweltschutz zu be'achten -
sind 'in ,der GeweIlbeordnung nicht angegeben. 
Es ist nur angegeben, daß besondere schutz­
würdige Gebäude, wie Kirchen, Schulen und 
Krankenhäuser, keine Störung erfahren sollen. 
Es kann daher angenommen werden, daß das 
Vorhandensein von Umweltgefahren grund­
sätzlich kein Hindernis für die Erteilung einer 
Betriebsanlagegenehmigung ist. Es geht bei 
gegenständlichen gewerberechtlichen Vor­
schriften nur um die Beschränkung von Im·· 
missionen, nicht aber um deren Ausschaltung. 
Daher müssen ortsübliche Umweltgefährdun­
gen, sofern sie nicht nadlweislich gesund­
heitsschädigend sind, noch geduldet werden. 

Zieht man noch die zahlreichen Ministerial­
erlässe zur Gewerbeordnung heran, muß fest­
gestellt werden, daß das Maß der Gesund­
heitsschädigung von der Behörde nach freier 
Uberzeugung zu beurteilen ist und niemand 
einen Rechtsanspruch auf das Verbot eines 
Betriebes hat, von dem Umweltgefahren aus­
gehen. 

Die Behörden können auch Betriebsanlagen 
genehmigen, welche die Umwelt gefährden, 
wenn sie alle Einwirkungen auf die Umwelt 
auf ein nicht übermäßiges Maß herabsetzen 
können. Ein volkswirtschaftlicher Standpunkt 
soll die Behörde leiten, und nur soweit private 
Anliegen damit vereinbar sind, können sie 
berücksichtigt werden. 

Diese Einstellung der Gewerbeordnung ist 
aus der Zeit ihrer Entstehung, nämlich der 
weitgehenden Bedeutung wachsender Indu­
strialisierung, verständlich. Die Forderung des 
einzelnen Unternehmens stand damals nahezu 
ausschließlich im Vordergrund, während es 
h!euteauch auf di'e Beachtung des für di,e 
Allgemeinheit von existenzsichernder Bedeu­
tung seienden Umweltschutzes ankommt. Da­
bei wird es notwendig sein, die Relativität der 
Ortsüblichkeit als Maßstab zu erkennen und 
genaue Immissionshöchstgrenzen festzulegen, 
deren Einhaltung in verpflichteten regel:­
mäßigen Kontrollen erforderlich wäre. Das 
möchte ich dreimal rot unterstreichen, und ich 
glaube, daß darüber ja eine Stimmeneinhellig­
keit besteht. (Beifall bei der avp.) 

Ein den Anliegen des Umweltschutzes auf­
geschlossenes Gesetz ist das Wass,errechts­
g,esetz 1959, zu dem der verstorbene Sektions­
chef Hartig sehr WertvoUes bei'g'etragen hat, 
das 1969 novelliert wurde. Es verlangt -im 
§ 30, daß alle Gewässer einschließlich des 
Grundwassers im Rahmen des öffentlichen 
Interesses reinzuhalten sind, die Gesundheit 
von Mensch und Tier nicht gefährdet, Grund­
und Quellwasser als Trinkwasser und Tag­
wässer zum Gemeingebrauch verwendet sowie 
zu gewerblichen Zwecken benutzt, Fischwasser 
erhalten, Beeinträchtigungen des Landschafts­
bildes und sonstige fühlbare Schädigungen 
vermieden werden können. 

Eng mit dem Schutz des Wassers hängt der 
Schutz der Pflanzenwelt durch das Pflanzen­
schutzgesetz zusammen. Seine Aufgabe ist es, 
einerseits die Einschleppung von Schädlingen 
und Krankheiten zu verhindern und anderer­
seits die Verwendung von Pflanzenschutz­
n..1itteln zu verhindern, die sich auf Boden, Tier 
und Mensch ungünstig auswirken. Die Pflan­
zenschutzmittel bedürfen daher zu ihrer Erzeu­
gung, Anwendung, Verkauf und Handel der 
Genehmigung durch das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft, die ein positives 
Gutachten der Bundesanstalt für Pflanzen­
schutz und des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung als oberste Gesundheitsbehörde 
bisher zur Voraussetzung hatte. Jedermann 
hat die Möglichkeit, in ein von der Bundes­
anstalt für Pflanzenschutz geführtes Register 
der zugelassenen Pflanzenschutzmittel Einsicht 
zu nehmen. 

Beachten wir bitte auch, daß eine wertvolle 
Ergänzung des Pflanzenschutzes durch die 
landesgesetzlichen Vorschriften des Natur­
schutzes erfolgt, um die sich mein verehrter 
Lehrer Adolf Merkl in einigen Arbeiten Ver­
dienste erworben hat (Bundesrat Doktor 
S kot ton: Sie werden doch jetzt nicht alle 
vorlesen!), wobei ,es, Herr Bunde.srat Doktor 
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Skotton, sicherlich von groß,er Wichtigkeit ist, 
sich dm Bundesrat darüber Gedanken zu 
machen, inwieweit die landesgesetzlichen Vor­
schl1iften in bezug auf den Naturschutz von 
Bedeutung ,sind. Ich könnte Ihnen 'eine Reihe 
von Sozialdemokraten der Ersten ~epublik 
nennen, die diesem Thema mehr Aufmerk­
samkeit gewidmet ha'ben, als es im Aug'enlblkk 
bei Ihnen hier der Fall zu sein scheint. 

Einen wesentlichen Beitrag zum Umwelt­
schutz liefern uns die landesg,esetzlichen Bau­
ordnungen. Beispielsweise sei er,wähnt, daß 
durch den Bebauung,splan ,ein zu eng,es Neben­
einander der Häuser vermieden werden soll, 
Rauchfänge und Abgasfänge IsolIen so ange­
legt werden, daß die AbleHung d,er Ver­
brennungsgase wirrosam ,erfolgen kann. Müll­
abgangsschächte sollen bei ihr,er V,erwendung 
k-eine B'eläsbigung durch Lärm, Staub und 
Geruch hervorrufen und müsls'en über das 
Dach lüftbar sein. Be,sonders positiv seoi her­
vorgehoben, daß neue'stens auch -die EDstellung 
von Schutzräumen bei Neubaut1en vorgesehen 
ist, um Schutz geg,en radioaktive Strahlen zu 
bieten. 

In di,esem Zusammenhang sei auch ,auf den 
Fortschritt verwies,en, den uns das Strah1en­
schutz'g,esetz bietet, und albschließend auch auf 
die Mö,glichkeiten hingew,iesen, di,e man im 
Zusammenhang mit dem Umweltschutz auch 
in diesem Haus ,einmal in Ruhe diskuUeren 
sollte, w,ieweit sich nämlich di'e Lärm'belästi­
gung und die Rauchentwicklung und damit d1e 
Verunreinigung der Luft durch das Kraftfahr­
gesetz 1961 und alle Verordnungsmöglichkei­
ten beseitigen ließen. 

Hohes Haus! Ich habe hier nur ,einige Bei­
spi1el,e g,enannt, aber ich glaube, anläßlich der 
Verabschiedung di,eses Gesetzes ibetr,effend die 
neue Materie des Umweltschutzes ist es di,e 
Pflicht einer parlamentarischen KiörpeI1schaft, 
sich mit die'sen Frag,en auseinanderzuset2jen. 
In vi,elen Fällen bieten ,sich nur Ansätze zum 
Umweltschutz an, die nicht ausreichend sind. 
Gehen doch diese Ansätze auf J ahr:e zurück, 
in denen der Umweltschutz noch kein Haupt­
problem war und nur nebenbei ,ergänzend zu 
anderen Hauptsacfl.en g,ere'gelt wurde. Heute 
ist aber der Umweltschutz so ein Lebens­
problem geworden, daß es Iden Anschein hat, 
als müßten di:e Anliegen des Umweltschutzes 
neben den d'emokratischen,den liberalen und 
den sozialen Grundrechten als neue, nämlich 
existentiel1e Grundrecht,e in das V,erfassungs­
r,echt aufgenommen werden. Denn welchen 
Sinn hat es, kulturellen Fortschritt, wirtschaft­
liches Wachstum und soziale Sicherheit zu 
b~et'8n, ohne daß dJ·e Möglidlk!eitbesteht, daß 
dereinz,elnesie physisch und psychisch intakt 
erleben kann? Es ist ,erfreulich, daß bei ,der 

vor kurzem in di,esem Haus ,stattg,efundenen 
Tagung über die Neukodifikatoion der Grund­
rechte durch den Europarat dieses Moment 
in der Debatte ebenfalls Ibeachtet wur,de. 

Di,e Geltendmachung dieses Anspruches ver­
langt nach neuen Dimensionen unser,es 
Staats- und Rechtsdenken.s. Dies beginnt -
hier darf ich an das anknüpfen, was Dozent 
Gisel g·esagt hat - in unser,em Bundesstaat 
mit einem neuen Verständnis des Föderalis­
mus, ,der nicht mehr ,in ,einem mehr oder 
wenig,er 'sachger.echten Nebeneinander von 
ausg,eschöpften Bundes- und Länderkompeben­
zen, sondern vielmehr in einer Form der 
Kooperation best'ehen sol11oe. Das Subsidiari­
tätsprinzip als ,ein Grundsatz der ergänzenden 
Hilfeleistung könnte dem Föderalismus auch 
aus der Sicht des Umweltschutz,e·s neue Kraft 
verleihen. Das verlangt im Umweltschutz 
neben der Aufnalhme und der Ausschöpfung 
bestehender Kompetenztatbestände einen die 
bestehend,en Zuständigkeiten des Bundeis ,er­
gänzenden Kompetenztatbestand Umwelt­
schutz, der immer dann zur Anwendung kom­
men sollte, wenn bestehende Zustän.digkeiten 
entweder auf Grund der Verschiedenheit des 
Sachgebietes, auf welchem Umweltschutz 
erforder1ich ist, oder auf Grund der GIienzen 
der Bundeszuständi'gkeit nicht für ,ein Handeln 
des Bundes in gesamtstaatlichem Interesse 
ausreichen. Ich er.innere ,etwa nur an die He­
mühung, ,internationale und g'esamtstaatliche 
Interessen 1m Ber,eicb:e der Sportförderung hi,er 
zu erfassen. 

Niemand kann leugnen, daß die Natur der 
Sache deutlich macht, daß die Anliegen des 
Umweltschutzes über die Landesgrenzen, oft 
auch über die Staatsgrenzen hinausreichen. 
Diese AUSführung der Bundeskompetenz wird 
aber immer ein kooperatives Zusammen­
arbeiten von Bund und Ländern auch in der 
Vollziehung verlangen. 

Neben ein neues Grundrechtsverständnis 
wird daher ,ein neues FöderalLsmus'Vierständ­
nis treten müssen. Letzteres sei gerade im Bun­
desrat betont, da es mit unserer Verfassungs­
ordnung ebenso unvereinbar wäre, wenn der 
Umweltschutz nur· zur Zentralverwaltungs­
wirtschaft und zu einer praktischen Aushöh­
lung des bundesstaatlichen Prinzips zugunsten 
eines Einheitsstaates führte. 

Diese neuen Aufgaben des Staates verlan­
gen aber gleichzeitig auch eine Verbesserung 
und eine neue Form des Entscheidungs­
prozesses im Staat. Ein Weg dazu ist schon 
seit langem, zwar aus anderen Gründen, 
eröffnet, nämlich die Zusammenarbeit von 
Staat und Interessenverbänden und die Mög­
lichkeit der Sozialpartnerschaft, sind doch 
auch die Interessenverbände vor allem für 
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die Geltendmachung der öffentlichen Inter­
essen der Gesellschaft gegenüber dem Staat, 
seiner Gesetzgebung und Vollziehung berufen. 
Der praktizierten Form des einfachgesetzlich 
gewährleisteten Begutachtungsrechtes der 
Kammern wird auch aus dieser Sicht eine 
besondere Bedeutung in Zukunft zukommen. 

Da der Umweltschutz auch eine Kostenfrage 
ist, wäre es wünschenswert. wenn die bisher 
mehr auf Preis- und Lohnfragen bezogene 
Sozialpartnerschaft, die den Staat von vielen 
Problemen und Konflikten entlastet hat, die 
Anliegen des Umweltschutzes in Zukunft auch 
miteinbeziehen würde. Sie - die Sozial­
partnerschaft - würde damit auch einen wei­
teren Beitrag zum Gemeinwohl in Osterreich 
leisten können. Kommt es doch darauf an -
und ich glaube, hier sollten wir alle einer 
Meinung sein -, die Umweltlasten sadt­
gerecht zu verteilen. Dies ist aber, von Fällen, 
in denen ein einzelner mutwillig die Umwelt 
verschmutzt und für den durch ihn herbei­
geführten Schaden haftet, abgesehen. nicht 
grundsätzlich allein nach dem Verursachungs­
prinzip möglich. Das Verursachungsprinzip 
kann nur den Ansatzpunkt für die Kosten­
belastung liefern, die Verteilung der Lasten 
ist daher ein gesamtstaatliches und damit ein 
politisches Anliegen. Sie ist in einer Zu­
sammenarbeit von Regierung und Parlament, 
in einer Aufgabenplanung, die kurz-, mittel­
und langfristig ist und die heute noch völlig 
fehlt, zu lösen. Dies wird die Zuziehung von 
Experten verlangen, was im Bereich der Regie­
rung und Verwaltung längst geläufig ist, aber, 
meine Damen und Herren, obwohl es in die­
sem Hause noch verhältnismäßig selten auf­
fällt, in der Gesetzgebung noch nicht gegeben 
ist. Will unser Parlament nicht zu einem 
bloßen Ratifikationsorgan der Regierung 
w·erden und auf dies-ern Ge/biet &eIhst auch 
mehr Gesetze'sinibiativen ergr,eifen kÖlOnen, 
wird es erforderlich sein, unserem Parlament 
- die Forderung sei aus diesem Anlaß wieder 
deponiert - einen entsprechenden wissen­
schaftlichen Dienst, wie er in anderen Häusern 
bereits vorhanden ist, zur Verfügung zu 
stellen. 

Neue Formen der Institutionalisierung 
rationaler Zielführungsprozesse werden erfor­
derlich sein: sie sollten in einem Prioritäten­
katalog in politischer, in sachlicher und in 
zeitlicher Sicht, in Arbeitsprogrammen, her­
nach im Budget, in der Gesetzgebung und in 
der nachgeordneten Planung ihren Ausdruck. 
finden. Die Grundentscheidung für diese 
Planung wird das Parlament, dem Rechts­
staatsgebot des Artikels 18 folgend, zu leisten 
haben. 

Viel wird auch zum Umweltschutz im Zu­
sammenhang mit anderen politischen Berei-

ehen, 'etwa der VerklehrspoUtik und der Rraum­
oIldnung, zu erreichen .g,erin; 'soll doch auch einer 
rationellen Zielfindung eine rationelle Mittel­
auswahl entsprechen. Als ein solches durch 
die Rechtsordnung mögliches Mittel des Um­
weltschutzes sei die direkte Verhaltens­
regulierung durch Gebote und Verbote ge­
nannt. Auf die Möglichkeit indirekter Regu­
lierung in Form finanzieller Belastung der 
Umweltverschmutzer und finanzieller För­
derung von Umweltinvestitionen etwa in Form 
von Abschreibemöglichkeiten sei gegebenen­
falls verwiesen. 

Auch die Rechtstechnik des Umweltschutzes 
ist nicht leicht, da sie mit Generalklauseln 
arbeitet, die sich auf den jeweiligen Stand 
von Wissenschaft und Technik beziehen, die 
daher noch mehr oder weniger unbestimmt, 
we'H ständig ergänzung,s'bedürf.tig, sind und 
dem Erfordernis des Rechtsstaates nach Vor­
hersehbarkeit und Berechenbarkeit des staat­
lichen HandeLns Inur Ischw,er werden Rechnung 
tra'goen könnoen. Die KonJu.ebisi'erung ,solche'!" 
Generalklauseln durch Grenzwerte, etwa 
Emissions- und Immissionswerte, die von 
interdisziplinärer Bedeutung sind, wäre ein 
wesentlicher Beitrag, wozu auch interdiszipli­
när denkende Verwaltungsorgane und ver­
ständnisvolle Gesetzgebungsorgane erforder­
lich sind. 

Die Auswahl unter diesen denkbaren Mit­
teln ist eine politische Entscheidung - darum 
habe ich mir erlaubt, in dem Zusammenhang 
davon zu sprechen -, zu der in einem demo­
kratischen ReChtsstaat das Parlament das Recht 
und die Befähigung haben sollte. Es wird auf 
Grund der gesamten verfassungsmäßig mög­
lichen Wirtschaftssysteme, unter Hinblick. auf 
die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit, der 
Zumutbarkeit für Betroffene, der Gesamtwirt­
schaft - das sei nicht übersehen - und der 
EffizLenz zu ent,scheiden haben. 

Aus dieser Sicht verlangt der Umweltschutz 
neue Formen sachlicher und territorialer Koo­
peration. 'Die territoriale Zusammenarbeit 
wird an den Grenzen der Staaten nicht halt­
machen, da der Umweltschutz mehr als andere 
Rechte des Einbaues in die internationale 
Ordnung bedarf. Hiezu gibt es bereits wert­
volle Ansätze auf europäischer und weltweiter 
Ebene. So sind bereits beim Europarat seit 
längerer Zeit Vorbereitungen zu einem inter­
nationalen Umwelt schutz abkommen im Gange. 
Schon jetzt wurden vom Europarat verschie­
dene Empfehlungen zu einzelnen Sadl­
problemen ausgearbeitet, und vor kurzem 
haben sich unsere Bundesräte Dr. ReichI und 
Dr. Heger amh dazu in verdienstvoller Weise 
geäußert. Außerdem ist die Errichtung eines 
europäischen Instituts zur Erhaltung der Um­
welt gefordert worden. 
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Wertvolle Grundlagenarbeit wird auch im 
Rahmen der OECD und der Wirtschafts­
kommission der Vereinten Nationen für 
Europa getan. Schon das Institute of Inter­
national Law hat bereits 1911 in einer Resolu­
tion die transnationale Gewässerverschmut­
zung als schlechthin verboten erklärt. Die 
International Law Association veröffentlichte 
verschiedentlich detaillierte "Regeln des inter­
nationalen Rechts" für die Nutzung inter­
nationaler Wasserläufe, und weil äster­
reichische Juristen einen wesentlichen Anteil 
daran hatten, sei auch nicht übersehen, daß 
die Internationale Richtervereinigung am 
25. August vergangenen Jahres auf ihrer 
Tagung in Brasilia eine eigene auf den Um­
weltschutz bezogene Charta beschlossen hat, 
an der auch die österreichischen Vertreter 
Dr. Pröll und Dr. Heinz Huber mitgearbeitet 
haben. Bei der zunehmenden wirtschaftlichen 
und politischen Verflechtung der Staaten wird 
das Schicksal künftiger Generationen der 
Weltbevölkerung davon abhängen - auch das 
sei anläßlkh der Verabschiedung dieses Ge­
setzes betont, obwohl meine Fraktion dem 
nicht zustimmen kann, nämlich der organi­
satorischen Fassung, nicht der Gesundheits­
politik und nicht dem Umweltschutz, das wis­
sen wir -, ob die Staatengemeinschaft effi­
ziente Formen und Techniken des Umwelt­
schutzes entwickelt und gleichsam Kontrollen 
für deren Beachtung einrichten kann. 

Bis jetzt gibt es auch keine Rechtsprechung 
des Internationalen Gerichtshofes zu Fragen 
des UmweltsChutzes, da weder Staatsverträge 
noch Gewohnheitsrecht noch übereinstimmend 
anerkannte Rechtsgrundsätze nach Artikel 38 
deJs Statuts des Int,emationa1etn Gemichtshof,es 
als Rechtsquellen für seine Entscheidungen 
gegeben sind. 

Erlauben Sie mir daher aus gegebenem 
Anlaß darauf hinzuweisen, daß wir es uns 
über alle Grenzen der Fraktionen hinweg in 
diesem Hohen Haus zur Aufgabe machen 
und unsere Vertreter beim Europarat ersuchen 
sollten, sich dafür einzusetzen, daß nach 
dem Beitritt OsterreiChs zur Europäischen 
Menschenrechtskommission - dieser ist nach 
dem Zustandekommen und der Ratifikation 
unter Frau Minister Rehor erfolgt - eine 
europäische Sozialcharta, eine europäische 
Charta zum Umweltschutz zustandekommt, 
meine Damen und Herren! IchglatlJbe, daß 
di,es ein groß,es AnUegen wär,e, und Osteneich 
als neutraler Staat sollte hier 'erst,e Schritte 
setzen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Dam-en und Herren I Hohes Haus! 
Ich komme zum Abschluß. Hs kann 'ange­
nommen werden, daß di,e Einsicht ,in die 

Rechtsnotwendigkeit des Umweltschutzes 
national und international zunimmt und es 
zum Schutz der 'existenHeUsten aUer Men­
schenrechte kommt, nämlich leben und über­
leben zu können, auch in einer modernen, 
teChnisierten Industriegesellschaft. 

Zu welchen Ergebnissen aber immer dies'e 
Kodifikations- und Positivierungsbestrebun­
g'en führen werden - ,eines steht schon jetzt 
fest: alle Formen institutionalisierten Rechts­
schutzes werden unvollkommen und wir­
kungslos se-in, wenn dazu nicht die prakti­
zierte R.echt:serzi.ehung tritt! 

Gerade in einer Zeit der Bildung,greform 
sei darauf hingew~esen: Dies'e praktiz,i,erte 
Rechtserziehung wird auf etwas abgestellt 
sein müssen, was heute trotz der Anerkennung 
aller Forderungen d-er BildungsgeseUsCh.aft nur 
mehr 'sehr selten anzutr,effen ist, nämlich auf 
die Fähigkeit des Sich-beherrschen-Könnens, 
auf die Fähigkeit -des ,einz,elnen, zu erkennen, 
daß -seine eigene Freiheit dort endet, wo die 
Fr,etheit seines Mitmenschen - auch im U m­
weltschutz - beginnt! (Beifall bei der OVP.) 

So verlangt auch der Umweltschutz die An­
erkennung des dialogi,schen Prinzips. Herr 
Doz·ent Dr. Gisel hat treUend darauf hing·e­
wi,e'sen, daß se,in Lehrer Tandl'er an der medi­
zini,schen Fakultät schon vor Jahrz·ehnten auf 
den Umweltschutz aufmerk,gam g.emacht hat. 
Zur s,elben Zeit wirkte mein Lehrer Adolf 
Merkl an der Rechtsfakultät. Adolf Merkl hat 
es immer zum Grundsatz 'gemacht - 'erlauben 
Sie mir, mit dies·er persönlichen Erinnerung 
so zu schließen, wie Sie ,sie treffend, Herr 
Kollege, zu Ihrem Motto .g·emacht haben -, 
mein Lehrer Adolf Merkl sagte vor mehr als 
50 Jahren, sein l:e'benslanges Streben wäre 
es, den Schutz der Natur vor den Menschen 
zu erreichen. Ich möchte heute hinzufügen: zur 
Sicherung der ei-genen meI1Schlichen Existenz. 
Di·eses Bemühens um Existenzsicherung 
wollen wir uns aUe hi,er ernstlich annehmen. 

Obwohl meine Fraktion dies,em Ministerium 
in der vorliegenden organisatorischen Fassung 
seine Zustimmung v-erweig,ern muß, ,erlauben 
Sie mir hier aus exi..srentiellen Gründen, Frau 
Bundesminister, Iihnen meine best,en Wünsche 
für Ihr Wirken au.s zu sp rechen. (Beifall bei der 
avp.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Bürkle. leb erteile es ihm. 

Bundesrat Bürkle (OVP): Herr Vorsitzender I 
Frau Minister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Meine Kolle·gin Egg,er hat gesagt. 
daß dieses Ge:setz, durch das ein neue,s Mini­
sterium geschaHen wird, mtit groß,en Hoff­
nungen 'erwartet worden ,sei. Da hat ,sie sidler-
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lich recht. Das österr'eich'ische Volk hat wirk­
lich große Hoffnungen in -eine solche Ins ti­
tutiongesetzt, weil in die'sem Lande eine 
gewi,sse IIllStitutionsgläubigkeit herrscht und 
man meint, Probleme ,sei,en dann zu bewäl­
tigen und schon fast bewältigt, wenn man ·dIi,e 
entsprechende Institution schafft. 

Die Freude an solmen Institutionen wird 
aber immer dann gleich -g,ering'er, wenn man 
setbst zur Ka-ssagebeten wird. Der Herr 
Bundeskanzler hat ja bereits angekündigt, daß 
das österreichische Volk ,eines Tag-es zur 
Kassa ·gebeten werden wird. Das .ist kein 
Vorwurf, sondern nur ,eine Feststellung. 

Wenn man sich nun -aber fragt, was nach 
diesen Ankündigungen, die groB,e Hoffnung,en 
-erweckt haben, wipklich geschehen ist 
beziehungsweise heute gesdleihen ,soll, dann 
stellt man f.est: eigentlich fast nichts! 

Aus dem Bundesmini,stenum für soziale 
Verwaltung würd nach heftigem Widerstand 
durch den Herrn SoZ'ialministereine Sektion 
abgespaltet. (Bundesrat W a 11 y: Er ist gerade 
hinausgegangen!) Das war wahr!scheinlich der 
Grund. (Bundesrat W a 11 y: Deshalb sagen 
Sie das! So habe idl es gemeintf) Aus dem 
Landwirtschaftsministerium -werden noch 
einige kleine Dinge der Frau Bundesminister 
hinzug-ege ben. 

Es wüd der Fall eintreten, daß d1eses neue 
Mini!sterium so wie joeder staatliche Apparat 
beachtliche Unkosten Vierursachen wird, ohne 
daß eine -echte Effizi·enz im Hinblick auf die 
ung·eheure Problematik, der wü ,g·egenüber­
stehen, -eintreten wird. 

Ich habe hier schon ,einmal, und zwar an­
läßlich der SChaffung des Bund,esminis~8riu.ms 
für Wi,s'sensChaft und ForsChung, gesagt, daß 
die österreichische Verfalssung das Insbitut des 
Staatssekr-etärs kennt und daß man auch 
damals die Ding-e hätte :so regeln können, 
daß man einen Staatssekretär installiert hätte. 
Das wär,e auch -hier ,im konkreten Falle mög­
lich gewe,sen. Ich will aber damit nicht sagen, 
daß etwa auf lang,e Sicht ges-ehen ,ein 'eigenes 
M,inioSterlium niCht notwendig wird. J.edoch 
durch Installierung eines Staatssekretariats im 
Bundesmin1sterium für ,soziale Verwaltung 
wäre das, was hier vom Herrn Dozent,en 
Dr. Glsel herausg-estellt wurde,g,ekommen: 
das langsame Hineinwachsen in die Lösung 
der versCh~edenen Probleme. Dann hätte man 
auch Zeit gelhaht, einmal dn aller Ruhe zu 
ü"berleg,en - man hätte da:beiauch die ge­
wonnenen Erfahrungen v,erweliten können -, 
welche Kompetenz-en ein solches Min1sterium 
wirklich brauchen würde, um eCht w.irken zu 
können. (Bundesrat Böe k: Warum hat der 
Staatssekretär Bürk1e das nicht versucht? Er 

war viele Jahre im Ministerium!) ICh habe 
dort keine ,entsprechende Kompetenz -geha:bt, 
weil ich nur zwei Sektionen hatte: d,ie Per­
sonalsektion und die Krieg,sopf,erl5,ektion. Aber 
die Frau Bundesminister Rehor hat im Rahmen 
ihrer Kompetenz auf dies-ern Gebiet beacht­
lidle Vorarbeitgel,eistet. Erkundigen Si,e sich 
,einmal, Herr KoUege! 

Das, was heute hier vorliegt, -1st ein 
typisch-es - um wieder ,einmal PH.termann zu 
zItieren - Husch-Pfusch-Gesetz, wobei ich das 
Wort "Husch" -schon fast ,streidl,en mödlte, 
weil man seit der Regierungsbildung ~m 
Herbst des v,ergangenen Jahres immerhin 
einige Zeit gehabt hat, di,ese Ding,e entspre­
ch-end vorzubereiten. -(Bundesrat Doktor 
S kot ton: Einmal sagt man, man brauche 
ein entsprechendes Gesetz, dann heißt es 
"Husch-Pfusch"! Wo bleibt da die Logik?) 

Daß es ein Pfusch-Gesetz ist, bew,e'i,st diese 
Vorlage. Ja sogar der 'f.itel mußte im Aus­
sdluß noch geändert werden. (Bundesrat 
Sei d 1: Das ist nichts Neues!) 

MeJne Damen und Herren! Die Soz,iaHstisch-e 
Partei hat ihre Programme, unter and'er-em 
auch ein Humanprogramm, groß angekünd,igt. 
Man hat fast den Eindruck, daß dieses Human­
programm von den zuständigen Leuten zu­
wenig gelesen wurde oder etwaiS ist, was nicht 
zu ibraudlen ist, ,etwa dem V,ert,elidigungs­
programm ähnlich, von dem der Herr Bundes­
kanzler und Bundesparteiobmann der SPO 
selbst sagen mußte, daß ,es antiquiert, irreal 
-sei, mit einem Wort: unbrauchbarl 

Die Aufgaben, die ,diieses Mini,sterium zu 
erfüllen hätte, sind - das wissen wir alle; 
iCh br'inge nichts Neues, wenn ich das ,sage -
ungeheuer groß. Di·ese Aufgaben wären aber 
nur mit -einer -eChten Kompetenz zu bewäl­
tig-en, und diese f,ehlt, stie i·steinfadl nicht 
dal 

Was wird Frau Minister Dr. LeodoUer hin­
sichtlich der V'erschmutzung der Gewässer tun, 
zumal das Landwirtschaftsministefiium für di·e 
Reinhaltung der ober- und unterirdischen Ge­
wässer zuständig ist? Was wird sie tun? Wird 
vielleicht ,sIe weg-en der Herabs-etzung des 
Ble:gehaltes des Benzins mit den BeZlinfirmen 
verhandeln oder wird da,s weiterhin der Herr 
Handelsminister oder ,ein anderer zuständiger 
Winister tun müssen? 

V/as wüd die Frau Bundesminister hinsicht,;. 
lich der wirklich oft bösartig-en Lärmimmis­
sionen aus Betrieben tun? Wer wird hl,efür 
zuständig Is-ein? Vi·elleicht ,sre? Ne.in, der Herr 
Bundesminister für Bauten und Technik oder 
der Herr HandelsIDJinister wird dafür zuständig 
sein, diesen Ding-en an den Leib zu rüden. 
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BUrkie 
In manch,en Dingen müsse, wie ,es lim Gesetz 

so wunderbar heißt, "im Einv,ernehmen" ge­
handelt werden. Wenn man aber aus Erfah­
rung weiß, wie oft der hürokraUsche Apparat 
ei~er,süchtig uber die Kompetenz'en warnt, d~e 
er hat und di'e ,er geg,en 'aUe Einwendungen 
und Einflüsse von außen verteidi'gt, dann weiß 
man, wi,e ,schwer ,es (ist, Dinge zu tun, hei 
denen das "EinV'emehmen" hergestellt werden 
muß. (Bundesrat Wall y: Sprechen Sie aus 
der OVP-Erfahrung?) Herr Kollegel Wenn Sie 
den Werdegang di,eses Geset~es miterlebt 
haben - und Sie haben ihn vielleicht zum Teil 
miterlebt -, dann wissen Sie, wie schwer diese 
Dinge zu handhaben ,g.ind, dann 'Wl1ss'en Sie, 
wie einreine Ressortchefs - nicht nur die 
Beamten, sondern auch die Herr-en Ressort­
chefs I - um ihr·e Kompetenz und ~hrlen 
Einflußbereich wirkLich kämpf.en, nichl1: nur 
fechten, sondern kämpfen. (Bundesrat Doktor 
S kot ton: Daran ist ja der Klaus geschei­
tert/ - Heiterkeit.) Aber rechtzeitig. (Bundes­
rat Dr. S kot ton: Aber wir haben es wenig­
stens zustandegebrachtl) 

Ich nütze die Geleg,enheit, Lhnen hoter mit 
einer gewiss,en Freude zu sag,en, daß das Land 
Vorarlberg vor kurZ'eme.in Umweltschutz­
g,esetz beschlossen hat. Sie werden fragen: 
Was kann denn ein Land auf -dem Gebiet,e 
de,s Umweltschutzes tun? 

In diesem Gesetz steht zum Be.j,spi,el, daß 
es mögHch :ist, durch Verordnung der Lande,s­
regi'erung - dtese V.erordnung wird dem­
nächst erscheinen - das Hausbr,andheizöl he-. 
stimmt,en Normen zu unterwerfen, daß zum 
Beispi,el der Schwef.elgehaU nur ,ein Ibestimm­
tes Ausmaß eneichen darf. 

Wenn Sie in der 1etzten Z,eit in der Zei­
tungen 'gele,g.en halben, daß die UmweUv,er­
schmutzung im Bereich der ,Inneren Stadt in 
Wi,en nicht durch Fabriken oder große Indu­
striebetriebe, sondern durch den Haus'brand, 
insbesondere durch die Beheizung der groB,en 
im Zentrum l,iegenden ~erwaltungsg,ebäude, 

der Burg, des BaUhauses und anderler -großer 
Objekte, ganz entscheidend negativ lbeeinflußt 
wird, dann können Sie ermes'sen, daß auch 
.schon die Beeinflussung durch Hausbrand von 
groß/er Bedeutung ist. 

In dem g,enannnen Ge,setz haot das Land 
!statuiert, daß auch die Ablagerung von Schutt 
und vor 'allem di,eSchaffung von Autofried­
höfen g,enehmigungspflichtig sind, um zu V'er­
hindern, daß -derartig,e Binrichtungen ,etwa 
Grundwasslerfelder verschmutren und derglei­
chen mehr. 

Das Land hat also di1e Kompetenz, die e's 
hat, g·enutzt und ,eine Taot gesetzt. 

Hi.er wird, weil eben k,eine Kompetenz 
beziehungsw.eis,e fast keine Kompetenz da ist, 
di.e arme Frau Minister wenig tun können. 

Einem Ges'etz, das (in lseiiner Auswirkun-g 
keinen Erfolg, keinen Fortschritt für das Volk 
bringt, sf:rimmen wir einfach nicht zu, wi1ewohl 
wir an sich erkennen, daß die Problematik 
des Umweltschutzes ungeheuer groß ist und 
uns einfach faoSt über den Kopf zu wachsen 
droht. 

Da's, w.as hier herausg,ekammen ist, Herr 
Dozent, ist eine Tong,eburt, es i.stgar nichts. 
(Bundesrat Dr. Gis e 1: Aber eine sehr leben­
dige TotgeburtI) Di'e Frau Minister tut mir 
edg,entlich wirklich loeidj richtJig 1e1d ,tut ,ste mir. 
Was soll sJi.e, d~e Arme, tun? Die 600 MiUionen 
Schilling wird ,si.e vertenen können. Ob .sie 
dazu ein Konzept hat, wage ich ,sehr zu be­
zweif.eln. (Ruf bei der SPO: Fragen Sie sie!) 

Meine Damen und Heuen! Si.!e werden 
di,eses Ge,setz besdl1ießen, damit aber selber 
keine Freude haben, weH Sie ,einen großen 
Apparat aufbauen, anstatt die Ding,e sich lang­
sam entwickeln ,zu las's.en, um dann echte 
Taten ,s·etzen zu können. Jetzt werden /~ein.e 
ge.setzt werden, und daher stimmen wir dem 
Gesetz ruicht zu. (Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
weiters Herr Bundesrat Dr. Pitschmann. Ich 
erteile ihm dieses. 

'Bundesrat DDr. PUschmann (OVP): Sehr 
geehrte Frau Minister I Meine Damen und 
Heuen! Man wird mir !Slicberlich auch auf der 
linken Seite glaub.en, daß ich g.anz und gar 
nicht di·e Absicht hatte, mich 'heute zum Wort 
zu melden. Aber di,e Worte unseres Dozenten 
Dr. Gi,s,el über den österreichi:schen Spitzen­
sport dürfen wirklidl nicht unw,idersprochen 
bl-e<iben. 

Ich bin ihm ir,gendwie ,dafür dankJbar, daß 
er die Anti-Spit~ensport-HaI1ung der Regie­
rung.spart.ei asteneichs so -deutlidl trans­
parent gemadlt hat. Vor den Wahlen hat ,gich 
die SPO in ~el1SprechuIl'gen für den Sport 
direkt eskaliert. Man hat Spritzensport1er ,am 
laufenden Band in den Parteiwa:hlkarren -ein­
gespannt. Ich ,erinneI'e dahei ... (Bundesrat 
Be d na r: Kar1 Schranz/ - Bundesrat Doktor 
S kot ton: Pröll!) Aber wir -stehen zu Karl 
Schranz, während ,ihr 'ihm heute d.en Doldl 
in d,en Rück.en steckt. (Rufe bei der SPO: 
Wer?) Das ist d.e·r Unter s chi,ed. Ein "mrkus­
art~Stt" ist er! Wenn ,er das drüben hört, dann 
wird 'er 2l1emLich nervös an den Start g'ehen. 
(Bundesrat Böe k: Das war doch nur die 
Unterscheidung zwischen Gesundheitssport 
und SpitzensportI) 

Man hat beilspielsrweise den Kapitän des 
neunfachen österreichiscben Eishock'eymeister,s 
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DDr. Pitsdunann 
Dr. Di·eter Kalt, den ehemalig,en Weltrekord­
flie'g,er Badtler und den Poldi Grausam vom 
österreidld:schen Fußballbundesligameister in 
dte Wahlwerbung 'eingespannt. 

Man konnte nach verschi'edenen Verspre­
chungen und nach sportfreundHcben Aktionen 
irgendwie hoffen, daß es entweder ein Sport­
mini,sterium oder zumindest ein entsprechen­
des Seluetariat oder ,einen Staatssekr,etär im 
Gesundheits- beZiiehungswei,se Sm Sozial­
minilSteriumgeben werde. 

Wie ,schaut nun die Wirklichkeit aus? In 
der eHenlangen Regierungserklärung wurde 
trotz di'eser strapaziösen Sportwahlwerbung 
nicht ein ,einzig,es Wort für den Sport g,esagt. 
Das itSt di,e ltealität. 

In Wdrklicbkeit ist die SPO untier Um­
ständen sog-ar bereit,ö:sterreichische Spitzen­
sportler zu diskriminieren, ja g,eradezu zu 
be,schimpfen. Ich habe hier einen konkreten 
Nachwe,is. Die "Arbeiter-Zeitung" - ein 
Glück, daß es ,Sti,e gibt, sonst könnte ich den 
Nachweis hier nicht so authentisch ,e~bring,en 
(Bundesrat Wall y: Haben Sie nicht einmal 
eine andere Zeitung?) -, hat am 7. Dezember 
vergangenen Jahr,es di,ejenigen Eishockey­
Nationalspi.e1er - -einer von Graz, Voi,er vom 
KAC und drei von der VEU-Feldkirch - als 
UnverläßHche und als Saufbrüder bez,eichnet, 
weil sie aus 'gesundheiUichen und beruf­
lichen Gründen der Einberufung ins National­
team n'icht Folge leisten konnten. 

Ein Dr. Dieter K.alt, ,ein PUlSchnig und wi,e 
sie alle heißen, sind in den Augen der SPO, 
der "Arbeiter-Zeitung" - ,e,s kann j,eder hier 
nachschauen Unv.erläßliche groß­
ge,schriehen - und Saufbrüder. Dies,e öster­
reichischen Spitzensportler werden sich zur 
gegebenen Zei,t ,sicher1ich für ,diese Fr,eundlich­
keit bedanken. 

Di.e Groteske Idabei i,st: D1e'se Spieler vom 
ATSE-Graz, vom KAC und von der VEU­
Feldlcirch werden von Firmen gespon'Stert, die 
alkoholfreie Geträßk.e ,erzeugen: von Rauch­
Rankweil, von Long Life-Graz und von Pago. 
Und die beiden "braven" Wi,ener Ei,shock.ey­
mannschaften, Bundesligamannschaften, wer­
den von den Biergiganten Brau-AG und 
Schwechater gesponsert. (Bundesrat Böe k: 
Sie haben am nächsten Tag wieder gespielt, 
aber nicht in der Nationalmannschaft!) 

Ich habe irg-endwie V.erständnis dafür, daß 
Ull'ser Dozent den Slalom dn der heutigen 
Form des Spitzensportes als ibrutal bez,eichnet. 
Welch,er Sport verlangt heute nicht 'brutalen 
Einsatz? Ist nicht auch ,der ganze wirtschaft­
Hch,e und politische Exi,stenzkampf in der 
westlichen Welt oder der westlichen Welt 
gegen den Osten - ist das nidltauch alles 

brutal? Sind nicht auch di'e gel,egentlimen 
Ause'inander's,etzung-en im Nationalrat auch als 
brutal zu bezeichnen? 

Die SPO fährt heut,e im Slalom der äster­
reich1schen Wirtschafts- und Proeispolitik wirk­
lich mit vollkommen ver,alt.eter 'f.ecbnik. Ich 
habe Verständni,s dafür, daß sie gegen den 
Slalom ,eine direkte A v,ersion hat. Si,e braucht 
-eine breite Abfahrtsstraße der Inflation, ohne 
Richtung:stor,e, um sturzfr,ei durchzukommen. 

Mü scheint, daß d1e SPO-Fraktion in Oster­
r,eich keinerlei Ahnung hat von der unwahr­
scheinlichen Bedeutung ,des ö,sterreicbisch,en 
alpinen Spitzensportes. (Bundesrat Doktor 
S kot ton: Bitte, reden Sie endlich über das 
GesundheitsministeriumJ) Wenn wir in di,esen 
Disziplinen versagten, wäre ,es mit Osterr.eichs 
Fr,emdenv,erkehr und mit der ung,eheuer 
großen Exportquote uns,erer Sportindustrie 
wahrscheinlich ,sehr bald ,zu Ende. 

Ein Bei.spiel: Vor einig,en Jahren hat ein 
österreichisdter SkHehr,er !im Libanon den 
Skispor.taufgebaut. Man hat nur öst,erIleichi­
sche S~ianzüge, Sk~er und so weiter 
(Bundesrat Dr. S kot ton: Was hat das mit 
dem Gesetz zu tun?) Ich kann es vollkommen 
verstehen ... (Bundesrat Dr. S kot ton: Das 
brauche ich mir nicht anzuhören! - Bundesrat 
Dr. S kot ton verläßt den Saal.) Ja, aber auf 
d,Le Ausführung,en de,s Dozenten darf ich schon 
noch eingehen, nicht? 

ALs dann Killy und Co. im alpinen Schilauf 
den österreichischen SpitzellIsport vorüber­
g,ehend zurückdrängten, 'hat der Libanon sämt­
liche österre1chi,sch.e 'Sportartikelwar,en stor­
niert und alles au:s Frankr,eich !bezogen. 

Denken S~e ,daran, wa's aus unserem 
Fremdenv,erkehr werden würde, iwenn man 
aus der w,eiten Welt nicht mehr nach Os!er­
roeich fährt, um hier Schdlauf,en zu lernen. 
Dieg.es Geld braucht man, um in österreich 
di,e Armut zu bekämpfen und UilIl den Kampf 
für di'e VolkJs,g,esundheit durchzufülhren. Dazu 
braucht man Geld. Und Geld kann man letzten 
Endes nur mit Exporten und mit ,indirekten 
Devisen aus dem Fremdenverkehr weitgehend 
bezahlen. 

Die,se WidersprüchlicbkJeit der SPO damals, 
als es ,darum ging, di'e Sommerolympiade 
allenfalls nach Wien zu 'bekommen! Damals 
wäre man iber,eit gewesen, Milliard,enabgänge 
in Kauf zu nehmen, obwohl wir im Sommer­
sport praktisch keine Sportartik!el ausführen 
k,önnen. 

Ich -sage noch einmal: Volksgesundheit und 
Breitensport kosten sehr, :sehr viel Geld. Und 
daß wir in Osterreich alles tun müssen, um 
möglichst viel Geld mit Exporten und mit dem 
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Fr·emdenverkehr zu verdi.enen, um dti,es'e Auf­
gaben erfüllen zu können,das, -glauhe ich, 
ist unbestritten. Das paßt auch in di·e Jetzige 
Debatte. 

Unser v,erehrter Herr Bundespräsident hat 
sich ,erfreulicherweise sehr, eehrstrapaziert 
bei der Verabschi,edung unser.er Olymp,io­
niken. Di.e SPO-Fraktion spricht heute beim 
totalen Slalom von Zirkusartiosten und von 
Zirkus artistik. 

In ·einer Goldmedaille in Sapporo für Ost,er­
reich lie'gt mehr drinnen als in der ,ganzen, 
offEmsoichtlich nur po1i:tisch .ausg,erichteten 
Aktivität der SPO für den österreichLsmen 
Sport! 

Da da·s vorlieg,ende Gesetz kein ·g,esunde.s 
Umweltschutz-Haus baut, .sondern bestenfalls 
eine wirklichkeitsfr-emde Notbara<ke, können 
wir di,esem Ges.etz, wie ,schon ,goesa·gt wurd'e, 
unseroe Zustimmung nicht gehen. (Beifall bei 
der avp.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Dozent Dr. Gisel. Bitte. 

Bundesrat Dr. Gisel(SPO): Ich mußte mich 
zum Worte melden, weil ich vielleicht falsch 
verstanden worden bin. Ich habe hier erklärt, 
ich spreche hier in der Frage des Spitzen­
sports - ich habe nur einen dafür genannt -
als Arzt, weil ich nicht einsehe, daß es durch 
die Brutalisierung eines Sportzweiges, der nun 
über das Fernsehen, über die Rundfunk­
kommentatoren an alle Jugendlichen heran­
kommt, zu einer Unfallshäufigkeit kommt, die 
wir einfach nicht ertragen können. 

Kenntll'is genommen werden. Hi'er wird 'es d-es 
Mutes aller politisch Voerantwortlichen be­
dürfen, sich zu einer .solchen Meinuug zu 
bekennen. 

Ich habe mit Be.friedigung gehört, daß der 
Herr Staats'S1ekretär a. D. Bürk1e Spr,ech'er war, 
als das Wissenschaftsminti!sterium gegründet 
wurde. Ich verstoehe nun 'folgendes nicht: Ich 
habe der Debatte im Hohen Haus seihr auf­
merksam g·elauscht und hörte gerade von den 
Sprechern Ihrer Partei, wie Isoehr die Tätigkeit 
und das Ergebnis der Tätigk,eit dieses Mini­
steriums überrasch,end für die Partei g·e­
kommen .ist und daß 'h~eralso die Aner­
kennung ausge,sprochen worden ist. 

Ich mödl'te also hoffen, daß auch di·e Kritik, 
di,e heute hier gesagt ,wurde, sich nicht 
bewahrheitet und daß fadr,erwei,S€ - ich ge­
st,ehe zu, daß Si'e dazu absolut imstand,e sind 
- die Frau Bundesmini,st,er LeodoUer mit 
ihr,em Rechenschaftsber,icht auch von Ihrer 
Seit·e die entsprechende Anerkennung finden 
wird. 

Ich hörte :bi·er, daß Zeit genug gewesen 
wäre, und es istgesag:t worden, daß di,e 
Regierung schon sehr Lange .im Amt sei. Ich 
weiß nicht, 1st uns aus -dem Gedächtnis ge­
kommen, daß die,ge,s K;(ljbinett Krei.sky nun 
dr·ei Monate im Amt -ist und daß diejenigen 
Arheiten, die in ,einer Minderheitsreg:i,erung 
nicht durchgeführt werden konnt.en, sich hier 
noch nicht niederschlagen können? Das i,st 
wohl auch selbstv,er,s'tändlich. WoUen wir auch 
bei der, Erörterung dieser Mater,ie &eaHsten 
b1eibenl (Beifall bei der SPO.) 

Selbstverständlich, Herr Kollege, sind wir Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
uns vollkommen dessen bewußt, was der mehr 'gemeldet. Die '.Debatte ist geschlossen. 
Fremdenverkehr für Ost erreich bedeutet. 
Selbstverständlich wissen wir, was der Ge- Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
sundheitssport bedeutet. Darüber besteht g,ewünscht? - Es ist di,es nicht der Fall. 
keinerlei Diskrepanz. Ich möchte aber nicht Wir schreiten daher zur Abstimmung. 
haben, daß Sie mich mißverstehen. Sie kennen Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
sehr genau die Reaktion der Bevölkerung, die Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
wie bei einem Kriminalfall wartet, wer sich Nationalrates k ein e n Ein s p r u eh zu 
jetzt "der,stößt" - und "Wuschl, d-en ha.t's jetzt erheben. 
-einighautI" Wir wissen, was das für eine 
Bedeutung hat. In dieser heutigen Debatte 
ist schon gesagt worden, daß wh eben 
auch eine Erziehungsarbeit zu leisten haben. 
Das war,en meine Bemerkung,en. In i~einer Art 
und W,eise ist diese meine Bemerkung ,eine 
offizielle Part,e,imeinung, dle ,sich gegen irgend­
einen Olympiasportler richtet. 

Olympiade hin, Olympiade her - wenn 
unsere Vertreter dorot ,gut abschneiden, werden 
wir das aUe mit großer Befr-i,edigung zur 
Kenntnis nehmen. Aber die ,enorme Unfall­
häufigkeit - ob jetzt ;im Schifahr·en oder in 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
21. Jänner 1972 betreffend einen Vertrag 
zwistben der Republik Usterreitb und der 
Bundesrepublik Deutschland über die Gewäh­
rung von Abgabenfreiheit für Fernmeldean-

lagen im Grenzgebiet (676 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Vertrag mit der 
Bundesrepublik Deutschland über die Gewäh­
rung von Abgabenfreiheit für Fernmeldean­
lagen im Grenzgebiet. 

anderen Sportdi.s~iplillien - darf von ,einem Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schwarz-
Gesundheitsministerium nicht so einfach zur mann. Ich bitte um den Bericht. 
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BeriChterstatter Schwarzmann: Sehr geehrte Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjabr 1972 
Frau Minister! Herr VortSit~ender! Werte (677 der Beilagen) 
Abg,eordnetel Ich bringe den Bericht des Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
FinanzaussChusses über den Beschluß des 3. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz 
Nationalrates vom 21. Jänner 1912 betref- betreffend die Bedeckung des Abganges des 
fend ,einen Vertrag zwischen der RepuMik Milchwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 1972. 
Ost'eueich und .der Bundesrepubl,ik Deutsch-
land über die Gewährung von Abgabenfrei- Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schicke 1-
heit für Fernmeldeanlagen ,im -Gr,enzgebiet. grub er. Ich bitte. 

Der gegenständliChe Vertrag sieht die freie 
Ein- beziehungsweise Ausfuhr von Waren für 
die Errichtung und den Betrieb von Fernmelde­
anlagen sowie von flugsicherungstechnischen 
Einrichtungen vor, sofern die erwähnten Ein­
richtungen im Grenzgebiet der beiden Ver­
tragsstaaten Verwendung finden. Als Grenz­
gebiet gelten die im Vertrag vom 6. September 
1962 zwischen der Republik Osterreich und der 
Bundesrepublik Deutschland über Zoller1~ich­
terungen im kleinen Gr,enzverkehr und im 
Durchgangsv'erkehr festgelegten Zollgr,enz­
zonen -sowie darüher hinausgehende Gebiete, 
sofern der Betrieb der Fernmeldeanlag'e in 
diesem Gebi,et technisch und geographisch 
bedingt ist. 

Dem Nationalraterschi,en bei der Genehmi­
gung des vorliegenden Vertrag'es die Erla:s­
Bung eines besonderen Bundesg,esetzes im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfas­
sungsgesetz zur Uberführung des Vertrags­
inhaltes 1n die innerstaatliChe Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Finanzausschuß hat diegeg,enständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Jänner 1972 
in Verhandlung genommen und einstimmi'g 
beschlossen, dem Hohen Haus zu empf.ehlen, 
keinen Einspruch zu ,erhelben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t rag, der Bundesrat wolle beschlioeßen: 

Gegen den Beschluß des . Nationalrates vom 
21. Jänner 1972 betref1iend e,inen Vertrag 
zwischen der Republik Osterr-eich und d,er 
Bunde,srepublik Deutschland über die Gewäh­
rung von Abgabenfreiheit für Fernmeldean­
lagen 'im Grenzg,ebiet wird k'ein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter. 

Zu Wort gemeldet hat sich niemand. Wir 
schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der Ab s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Beschluß des National­
rates k ein e n Ein S p I U eh zu erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 21. Jänner 1972 über ein Bundesgesetz 
betreffend die Bedeckung des Abganges des 

Berichtenstatter Scbickelgruber: Verehrte 
Frau Ministerl Hohe·s Haus! Ich habe d'en Be­
richt des Finanzausschus,ses über ,den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates vom 21. Jänner 
1912 über 'ein Bundesgesetz lbetreff'end di-e 
Bedeckung de,s Abgang,es des Mildrwirtschafts­
fOIl!ds im GesChäftsjahr 1972 vorzulegen. 

Durch den vorliegenden Gesetz,esbe,schluß 
des Nationalrates soll der Bundesminister für 
Finanzen ·ermächtiogt w,erden,dem Milchwirt­
schaftsfonds zur Abdeckung eines Gerbarungs­
abganges im Geschäftsjahr 1972 €inen Zuschuß 
bis zu einem Höchstbetrag vom 457,12 Millio­
nen Schilling zu gewähI'len. 

Nach den Erläuterungen der Roegierun-g's­
vorla-g·e unt.erlie·gen von dem gegenständlichen 
Geset~esbeschluß des Nationalrates die Be­
stimmungen des § 2 sowie des § 3, soweit sie 
sich auf § 2 beziehen, im Sinne des Artikels 42 
Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz nicht dem 
EinspruchsreCht des Bundesrates. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 25. Jänner 1972 
in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Haus zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t rag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 21. Jänner 1972 über ein Bundes­
gesetz betreffend die Bedeckung des Abganges 
des MilChwirtschaftsfonds im Geschäftsjahr 
1912 wird - soweit er dem EinspruChsrecht 
des Bundesrates unterliegt - kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht-
erstatter. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ing. Eder. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Ing. Eder (OVP): Herr Vorsitzen­
derl Frau Minister I iMeine sehr v·erehrten 
Damen und Herren! Jedes Unternehmen, jede 
Organisation, die öffentliche Gelder zu ver­
waUen hat oder, wi,e ,e,s ,in unser,em Fall heißt, 
einen Staatszusd1Uß bekommt, 'steht im Blick­
feld der Offentlidlkeit, viel mehr als alle 
ander,en. Ich haUe das für r.ichtig, denn die 
Offentlidlkeit 'soll ja auch wissen, was mit 

307. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 29

www.parlament.gv.at



8578 Bundesrat - 307. Sitzung - 27. Jänner 1972 

Ing. Eder 
den Geldern, die dorthin fließen, geschieht, 
wie 'Sie verwaltet werden und ob sie 'eben 
sachg-emäß angew-enc1et werden. 

Im Milchwirtschaftsfonds ~st -es ganz konkret 
so, daß alle drei Sozialpartner dort v,ertr-eten 
sind. Es sind also dort v.ertr-eter der Land­
wirtschaft, der Bundeskammer der gewerb­
lichen Wirtsdlaft und Vertreter des Arbeiter­
kammertages. Wir haben darüber hinaus 
einen Staatskommi:ssär, der hei aUen Sitzun­
gen da'bei 1st und gen au -aufpaßt, ob die 
Beschlüsse den Gesetzen entspr,edlen. DarÜ!ber 
hinaus werd-en wir jährlich vom Rechnungshof 
geprüft. 

Es dst also daher heute die Frage sehr 
berechtigt, ob beim Milchwinschaftsfonds aUe:s 
unternommen wurde, um Kosten zu ,spar-en, 
oder aber ob diese 457,7 M-illionen Scb!iHing 
zuviel sind, die man dem Milchwirtschafts­
fonds für das Jahr 1972 zur V.erfügung -stellt. 

Ich darf eine Antwort ganz global vorweg­
nehmen: Hätte man im Milchwirtschaftsfonds 
in den letzten Jahren bei den Betr.i:eben 
draußen keine Rationalisierungen durchge­
führt, würde der ungedeckte AJbgang - oiCh bin 
überzeugt davon - über einer Milliarde 
Hegen. 

StaatszuschüSlse gibt ,es -seit dem Jahre 1954, 
seit dem Zeitpunkt, wo man nicht mehr bereit 
war, die erhöht-en Kosten bei der Be- und Ver­
arbeitung, die erhöhten Kosten des Transpor­
te,s durch den Preis abzugelten. Es war dies 
ein Ulber-einkommen der Koalition von damals, 
die erklärt hat, ,es käme dem Staat, dem 
Staatsbürger letzten Endes biUi-ger, Geldmittel 
zur Abd:eckung dieses Rehlbetra-ges von seiten 
des Staates zu geben, als letzten Endes für 
den Konsumenten über -einen Umweg - viel­
leicht durch EI1höhung der Kinderbeihilf.en, der 
~enten und dergleichen mehr - di-es'e Preis­
erhöhungen wieder auszugleichen. 

Bi-s zum J ahTe 1954 war es nämlich so, daß 
die Ausgleichsbeiträge, die wir eingehoben 
halben, gleich hoch waren den Zuschüssen, 
die wir auf der anderen Seite -gegeben haben, 
um ein ausg,ewog-enes System im Pr,eis zu 
erreichen. Seit einigen Jahren 'hat sich aber 
nun die Tatsache einge'bürgert, daß M-ehr­
belastungen auf dem p.eDsonaLsektor wohl auf 
den Pr-eis umgelegt werden, nicht aber M,ehr­
bela!stung-en auf dem Sachsektor. Die Sach­
mehrkosten sind bi,sher ni'emals auf den End­
preis umgelegt worden, ,sie wurd-en also d-en 
Betrieben aufgebürdet. Das Ispiegelt ,sich dann 
in einem erhöhten Abgang im Fond wider, der 
ja den Ausgleich herbeizuführen hat. 

Ich darf Iihnenganz kurz edn paar Zahlen 
sag-en, wie di..e Sachkosten im BeDeich der 
Be- und Verarbeitung und auch lim Bereich des 

Transports in den letzten Jahren 'gestiegen 
sind. So haben sich in den letzten zehn Jahren 
die Kosten bei Bauten um 10 Prozent erhöht, 
bei Maschinen um etwa 150 Prozent und bei 
Elektroinstallal:ionen um 156 Prozent. Die 
Montagesätze ,sind in den letzten Ja!hren um 
233 Prozent gestioegen. 

D~e Preisentwkklung Ibei d-en wicht-igsten 
Molkerte-ibedarfsarUkeln ist ähnlich hoch. So 
etwa beim Trei1bstoff ..in Form von Kohle, die 
im Prei,s um 110 Proz'ent gestiegen ist, ähnlich 
bei Heizöl und dergleichen. 

Die Autos, zum Beispi,el ein Steyr-Lastwag,en 
mit einer Nutzlast von 5 Tonnen, jene Kate­
gorie, die inder Milchwirtschaft am meisten 
eingesetzt ist, haben in den }.etzt,en J ahI'len 
eine Predssteig-erung um 80 Prozent 'erfahren. 

Alle-in die Beförderungssteuer wurde in 
diesen zehn Jahren um 100 Prozent an-ge­
hoben. 

Si-e sehen darau.s, daß hier eine ganz gewal­
tige Steig,erung eingetreten j'st. 

Auf dem Transportsektor ist die Situation 
nicht viel anders. Allein der ungedeckte .A:b­
gang auf dem Transportsektor hat dm Jahre 
1966 rund 96 Millionen ausgemacht und ist 
in der Zwi,schenzeit auf 120 MiUionen Schilling 
ang-estiegen. 

Hi-er darf ich Ihnen ein Beispiiel sagen, wie 
niedrig die Transportkosten der Molkerei­
wirtschaft g,ehalten werden. Ich -greife ,ein 
Beispiel heraus, das Si-e joederzeit nachprüf.en 
können. 

Ein Landwirt, der Milch zuführt, der also 
einen Traktor mit Anhänger und ,seine 'eigene 
Arbeitskraft zur V.ellfügung stelLen muß und 
am Tag sechs Stunden unterwegs ist, be­
kommt pro Ta'g lim Durchschnitt 200 S. Das 
heißt also mit anderen Worten: Unter Binsatz 
von rund 200.000 S Kapital - Traktor plus 
Anhänger - und unter Einsatz von sech,s 
Stunden Arbeitsz-eit bekommt ;er eine Stuncten­
entschädigung von ,sage und schreibe 32 S. 
Ich glaube, es gibt keine -einzig,e Sparte in der 
Wirtschaft, die bereit wäre, unter derartigem 
Personal- und Kosten- und Kapitaleinsatz für 
32 S in der Stunde zu fahren. 

Wenn Sie bedenken, welche Arbeitsleistun­
gen dieser Mann vollbringt, dann ist das gigan­
tisch. In dem betreffenden Fall bringt er 
3000 Liter Milch zur Molkerei. Das heißt also, 
er muß in der Früh diese 3000 Liter - plus 
Kannengewicht können Sie ruhig 4000 kg 
sagen - von einer Rampe auf seinen An­
hänger stellen. In der Molkerei muß er diese 
4000 kg von seinem Anhänger auf die Molke­
reirampe bringen, wenn es zurückkommt, als 
Leergut wieder aufladen und daheim wieder 
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abladen. Wir haben ausgerechnet: das bedeu­
tet eine tägliche Leistung vom 10.000 kg, die 
dieser Mann zu bewegen hat. Dafür bekommt 
er, wie schon gesagt, 32 S pro Stunde. Würde 
man das einem anderen zumuten, ich glaube, 
der würde meinen, man wäre um 30 Jahre 
zurück .. 

Die Transportkostenentwicklung im Jahre 
1912 wird also in ähnlich steigender Form 
weitergehen, wie das bisher der Fall war. 
Lediglich bei der letzten Regulierung des 
Milchpreises konnten wir 3 Groschen zum 
TransportausgleiCh dazubekommen, das macht 
für das Jahr 1911 rund 30 Millionen Schilling 
aus. Dadurch ist eine leichte, eine geringfügige 
Milderung eingetreten. 

Nun zur Entwicklung der Molkereibetriebe 
in Osterreich. Man hört so gern, daß die 
Molkereiwirtschaft ein Faulbett ist, denn das 
Management sozusagen liege beim Milchwirt­
schaftsfonds und bei einigen Verbänden und 
der Betrieb draußen brauche kaum etwas zu 
tun. Das trifft absolut nicht zu. 

Ein Beispiel, das deutlich untermauert, was 
ich jetzt sagte, möchte ich Ihnen aus dem 
Jahre 1971 geben, weil das sehr kurz zurück­
liegt und man das noch überblicken kann. 
Im Jahre 1911 war ursprünglich präliminiert, 
daß die Anlieferung um rund 2 Prozent gerin­
ger sein wird, als dies im Jahre 1910 der Fall 
gewesen ist. Es hat sich aber dann doch er­
geben, daß mehr angeliefert wurde als ange­
mommen. Daraus resultiert ein ungedeckter 
Abgang für 1911 von 110 Millionen Schilling. 

Wie sieht es auf der Kostenseite aus? Die 
Kost.ensteig,erung hat ,im Jahre 1911 50 MH­
lionen Schilling ausg,emacht. Dazu kommen 
Mehrbelastun-gen durch AfA und durch Neu­
anschaffungen von 14 Millionen Schilling, wa,s 
in Summe 'eine Mehflbela:stung von 64 Millio­
nen SchiHing ausmacht. 

Auf Grund der Rationalisi'erungsmaßnahmen 
konnt.en von diesen 64 Millionen Schilling 
33 Millionen aufigefang-en werden. DaJS heißt 
.mit anderen Worten: 31 Millionen Schilling 
sind neuerlich ungedeckt g,ebHeiben, di,e die 
Molkereibetrie'be wieder von sich aus tragen 

Darüber hinaus, muß ich Ihnen sagen, haben müss-en. 
wir in den letzten Jahren eine gewaltige 

Das Jahr 1912 wird ·in ähnliCher Weise vor Reduzierung der Zahl der Betriebe vorge-
nommen. Wenn ich wieder einen Zeitraum ,sich gehen und w.ird uns -erneute Kosten 
von zehn Jahren hernehme, damit das mit den bringen. 
anderen Vergleichsziffern gleichläuft, dann Global gesehen sieht -es so aus, daß die 
müssen wir feststellen, daß in den letzten jälhrl,iche Kostensteigerung 50 'bis 60 Millionen 
zehn Jahren die Betriebe um 40 Prozent -ausmacht, Rationalhsi<erungseffekte im \besten 
reduziert wurden. Oder wenn Sie bis auf das Falle 30 Millionen SdIilling br,ing,en können, 
Jahr 1955 zurückgreifen: Damals hatten wir sodaß eine jä..lJ.rlichgröß,ere Belastung der 
526 Betriebe, heute haben wir nur noch 284. Molkereibetriebe um ung·efähr 30 Ms 40 Mil­
Das bedeutet eine Reduzierung um 60 Prozent. lionen Sdlilling -erfolgen wird. 

Die Lohn- und Gehaltskosten sind in den Dessenung-eacbtet war es uns trotzdem mög-
letzten zehn Jahren, um wieder bei diesen lieh, allein im Jahre 1911 wieder 22 MolkJerei­
zehn Jahren zu bleiben, um 105 Prozent ge- he triebe stillzulegen oder mit anderen Betrie-
stiegen. ben zu verschmelzen. 

Demgegenüber - das muß ich auch objek­
tiv sagen - steht die Preisentwicklung der 
Verkaufsprodukte der Molkereiwirtschaft, 
also die Anhebung des Milchpreises und des 
Preises für Milchprodllkte. Diese Preis an­
hebung hat wieder in den letzten zehn Jahren 
im Durchschnitt zirka 50 Prozent ausgemacht. 

Aber nun dürfen Sie ja nicht in den Fehler 
verfallen, anzunehmen, diese Preisanhebung 
von 50 Prozent wäre eine Einnahme 
des Fonds gewesen. Diese Preisanhebung 
hat primär dazu gedient, um, wie gesagt, 
Personalkosten aufzufangen und zum zwei­
ten die erhöhten Produktionskostenpreise, 
also die erhöhten Preise für den Bauern, zu 
finanzieren. Die Molkereiwirtschaft selbst hat 
also kaum einen Vorteil davon gehabt, denn 
die Molkereispanne ist perzentuell und mei­
stens sogar auch nominell zum größten Teil 
gleich geblieben. 

Ein paar Worte auch zum P,eIisona1stand in 
der Molkerei wirtschaft. Ich muß vomr,st ·einig·e 
Zahlen sagen, damit Sie die Größenordnung 
ers,ehen können. Wir haben 'im Jahre 1950 in 
Osterreich rund 800 Millionen Liter Mild1 
übernommen, im Jahre 1961 1,5 MiHiarden 
Liter und :im Jah~e 1910 rund 2 Milliarden 
Liter Milch. 

Im Jahre 1961 waren je 1000 kg Milch 
täglich 2,12 Beschäftigte notwendig, im Jahre 
1910 nur noch 2 Beschäftigte je 1000 kg 
Milch täglich. Dies -ent'spI'licht einem Ratio­
nalisierungseffekt von 24 Pro~ent. 

Man kann also zusammenfassend !Sag-en: 
Die Anlieferungsmenge in der Molk·er·eiwirt­
·schaft ist in den letzt'en 20 Jahren um 250 l'ro­
zent g-estriegen, di,e Betrie,bszahl wurde um 60 
auf 40 Praz,ent reduzi,ert, und die Be,schäftig­
tenzahl ist auf 16 Pro7Jent herunber·g,esunken. 
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Demgegenüber steht aber eine gewaltige 
Steigerung oder Sachkosten. Es ist daher auch 
venständlich, daß mit dem g-ewährten Staats­
zuschuß das Auslangen nicht mehr gefunden 
werden kann. 

Der Rationalisierungsfaktor, den lich Ihnen 
also hier aufgezeigt habe, kann sich absolut 
sehen lassen und hält jeden V.ergleich m1t 
einer anderen Wirtschaftssparte aus. Wü 
würden uns freuen, wenn aUe Sparten der 
Wirtschaft in den letzten Jahr'en 50 gewaltig 
rationalisiert hätten, wie dies gerade in der 
Molkereiwirtschaft ge.sche'hen i,st. 

Wir müssen also nolens vol'ens diesem 
nieder,en Beitrag, den die Milchwirtschaft im 
Jahre 1912 -in d-er Größenordnung von nur 
451 -Millionen Schilling -bekommt, die Zustim­
mung geben, um das Aus-gleichssyst'em in der 
Milchwirtschaft aufrechterhalten zu können. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Trenovatz. Ich erteile ihm 
dieses. 

Bundesrat Trenovatz (SPO): Herr Vorsitzen­
der! Frau Minister! Hohes HaUJS! Es ist dnter­
essant, daß nach der großen Gesundheitsde­
batte nun die Debatte über die MHchwirtschaft 
abrollt. Die Milch als Nahrungsmittel kann 
ja als Gesundheitsmittel betrachtet werden. 

Die Milchwirtschaft in Osterreich ,wurde auf 
verschiedenen Ebenen ,betfiieben. So, wie die 
Produktion verschieden ist, ,i,st auch die Ver­
marktung und die Verwertung verschieden. 
Ein großer Teil der Mild1 wird als Frischmilch, 
als Trinkmilch abg-esetzt, der größere Teil 
aber muß in den Betri·eben verarbeitet werden. 
80 Prozent aller Molkereibetriebe sind Genos­
senschaftsbetriebe, und nur mehr ein -g·ering.er 
Teil gehört der gewerb11ch,en Wirtschaft an. 
Dem Bauern ·selbst ist es 'aber gleichgültig, 
ob seine Milch als Frischmilch v·erlbraucht oder 
ob sie -im Genossenschaftsbetrieb oder sonst­
wo verarbeitet wird. Er will seinen garan­
tierten Preis dafür haben. 

Das Marktordnungsg·esetz sieht vor, daß 
jeder Liter vom Bauern produ7lierte Milch 
übernommen werden muß. Ob 'si,e im Uber­
schuß vorhanden i,st oder nicht, sie muß über­
nommen werden. Das führte dazu, daß vor 
Jahren mit dem Marktordnungsg-esetz auch 
der Milchwirtschaftsfonds ,gegründet und ,ins 
Leben gerufen wurde. 

Es konnte vor mir der Kollege Bundesrat 
Eder, der ja auf diesem Gelbiet Fachmann sein 
muß, ist er doch der Obmann dieses Milch­
wirtschaftsfonds, mit Dat,en hier aufwart,en, 
die ja nimt für jeden so leicht er,gTÜndbar sind. 
Ich habe mich bemüht, Unterlagen in ver-

schiedenen Presse artikeln, Ze1tungen (Bundes­
rat B ü r k 1 e: Lesen Sie den Jahresbericht, 
Herr Kollege! Dort steht es drinnen!), 
auch in seiner Zeitung, zu lesen, aber kh habe 
nichts darüber 'gefunden, w,ieviel nun tatsäch­
lich die Per:sonalkosten.im MilchJwirt,schafts­
fonds betragen. 

Kollege Eder hat Ihier -angeführt, wie billig, 
unter dem heutigen Ldhnniveau, ein Bauer 
den Milchtransport durchführt. Wi'e es im 
Fonds aussieht, das konnte ich nicht ergrün­
den, das hätte er vielleicht besser :sagen kön­
nen. Ich weiß nur, daß in den Landesstellen -
Jedes Bundesland hat ja einen MHchwirt­
schaftsfonds - auch nicht immer sehr sparsam 
mit den Geldern umgegangen IW,erd-en soll; 
ich weiß das aus Gerüchten; ob es stimmt, 
Herr Obmann des Milchwirtschaftsfonds, weiß 
ich nicht. (Bundesrat B ü r k 1 e: Ist daB ein 
Gerücht oder die Wahrheit?) 

Ich habe aus einem Ber:icht, Herr Staats­
sekr:etär Bürkl,e, der ja vom Obmann des 
Mildrwirtschaftsfonds Eder stammt, die Preis­
entwicklung und die PI'eissituation entnom­
men. So zum Beisptel erstellt Slich der Preis für 
die Produktion der Milch am Bauernhof ohne 
staatliche Stützung auf 1 S und 16,64 Groschen; 
das entnehme ich ,einem Bericht des Milch­
w.irtschaftsfonds, -es ist das der Rohpreis der 
Milch ohne staatliche Stützung. Der Bauer 
bekommt ja mehr, weiler die ,staatliche Stüt­
zung dazubekommt. Der EndverbraucberpI'eis 
ist 4,60 S; auch das entnehme ich diesem Be­
richt. Die Spanne, die hier drinnen liegt, ist 
also ziemlich groß. 

Außerdem w~ssen wir ja, daß der tägliche 
Milchabsatz in den letzten JahI'en ,etwas >im 
Ansteigen 'be'grifien ist. Nodt mehr ist a'ber 
der Verbrauch gestJi,eg,en. Gerade dadurch, daß 
der Milchpr,eis vor einigen Jahren um einen 
Schilling für .den Konsumenten 'hinaufge­
schraubt wurde und der Produzent davon 
nichts bekam, hat man in g,ew,issen Gebieten 
- auch im Burgenland und sonstwo - zur 
Ah-Hof-Vermarktung 'gegriffen, und sehr viele 
Bauern verkaufen heute ab Hof die Milch. 
Gesetzlich muß ,es ja -gar nicht erlau:bt s'ein, 
ohne Mitwirkung .der Molkeveien ab Hof zu 
v,erkaufen. Aber inirnmer größerem Maße 
wird der Ab-Hof-Voerkauf getätigt. , 

W,enn man im Gespräch mit der bäuerLich,en 
Bevölkerung ist, d1e diese Milch VIerkauft, 
sagt sie: Was wollt ihr da'gegen argumentie­
ren? Wir ersparen doch dem Finanzmintster 
dadurch den StaatszusdlUß! 

Für jeden Liter Milch, -den der Bauer direkt 
an den Vez1braucher -ab Hof verokauft, erspart 
sich die Republik asteneich den Staat,szu­
schuß, den ,si,e für Milch gibt. Selbstv-ellStänd;" 
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lieh aber fällt der Milchwirtsdlaftsfonds um 
die Ausgleidlsmittel, um die Spanne um, weil 
ja direkt dem Produz,enten gezahlt würd. 

Nun hat ,sich die folgende Entw.icklung .er­
geben: Im Laufe von rehn Jallmen ist die Milch­
produktion in Osterveich von 2,500.000 tauf 
rund 3,300.000 t angestiegen. Die KuhzaJhl hin­
gegen 'ist um ,einige Zehntausend zurückg·e­
gangen. Somit ist die Jahr,esl,ei,stung pro Kuh 
im g·esamten Bunde1sg'ebiet - das ist auch aus 
dem Bericht des Milcbrwirtschaftsfonds zu ent­
nehmen - von 2500 I auf 3000 I angesUeg·en. 

Man hat befürchtet - besonders in dem 
verflossenen Jahr 1971 -, daß durch die große 
Trockenheit, die es g,ebietsweise gegeben 'hat, 
die Milchanlioeferung stark zurückgehen wird, 
was nicht 'eingetreten ist. Im Geg,enteil, .in den 
Herbsttagen hat es sich noch ausgewirkt, daß 
der FeldfuUer:bau zum Trag,en gekommen ist. 
Obwohl bis Nov,ember eine leicht sinkende 
Tendenz .in der AnUeferung war, i.st im De­
zember des Jahres 1971 die AnHeferung um 
rund 7 ,1 Pro~ent g,e,sUeg,en. 

Die Buttererz,eugung ,ist auch bis November 
etwas rückläufig g·ewesen, ist aber im Monat 
De~ember des Jahres 1971 um 15 Proz,ent an­
ge,stieg,en. Das LSt also 'ein Butterlager, das 
wirklich auch heute die Versorgung garan­
tieren kann. 

Nach letzt,en Berichten ist im Jänner des 
heurigen Jahr,es, des Jahr,es 1972, die Milch­
an},i,eferung um 8 Prozent gegenüber dem 
Jänner des Vorjahr,es angestiegen! Es ist also 
nicht zu befürchten, daß uns,er Volk mit dem 
gesunden Nahrung,smiltel Milch nicht in ge­
nügendem Ausmaß ver:sorgt wird. Es wird 
auch Aufgabe des Gesundiheitsmini'steriums 
sein - die Frau Minister ist ja heute unter 
uns -, das Volk aufzuklären: We'gen des 
MHchtrinkens ist noch niemand zu einer Ent­
wöhnungskur in ein Krankenhaus gekommen! 
(Heiterkeit.) Daß dLe alkoholischen Getränke 
zurück'gedrängt werden und der Milchkonsum 
gehoben wird, das wird zu unser,er Volk:sge­
sundheit weitgehend beitragen I (Allgemeiner 
Bei/alll.) 

Wenn in diesem Sinne alle Kompetenten 
mitwirken, 'so wird die Milchwirtschaft und 
das Gesundheitsminist,erium ein gut<es Zu­
sammeruw.ir:ken zum Wohle aller Ostefrte'icher 
haben. (Beifall bei der SPO und bei Bundes­
räten der OVP. - Bundesrat Sc h r e j ne r: 
Milch predigen und Wein trinkenI) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Ing. Eder. Ich erteile ihm 
dieses. 

Bundesrat lng. Eder (OVP): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren I Der Applaus 

g,erade zum Schluß hat ja ,gezeigt, daß Kollege 
Sinowatz absolut auch ... (Zwischenrufe: 
Nicht Sinowatz! Trenovatzl) Bitte, Tfienovatzl 
Das klingt .so ähnlich. (Heiterkeit.) Ich bin 
aber überzeugt, daß der Unterrcichtsminister 
auch derlselben Meinung ,1st. 

KoUeg,e Trenovatz hat auch in unserem 
Sinn ·gesprochen, wenn er sagte, daß noch 
niemand, der Milch getrunken hat, in eine 
Entwöhnungskur gekommen ist. Das paßt 
al,so wunderbar zumer.sten Gesetz, das wir 
heute hi,er {behandelt haben. Ich pflichte ihm 
vollkommen hei, und ich glaube, ,es wird kaum 
jemanden ·geben, der ander,er ,Meinung 1st. 

Aber ich möchte doch ein paar sachliche 
Feststellungen zu d-em machen, WalS vorhin 
gesagt wuI'c1e. kh gehe schon zu, daß es mir 
J.eicMer .ist als Ihnen, Unterlagenzahlen zu 
bekommen. Aber ich darf Ihnen behilflich sein. 
Der östeueichi·sche Milchwir1:.schaftsfonds gibt 
jedes Jahr einen Tätigk:eitsbericht heraus, und 
wenn ich nicht irre, haben Sie den Tätigkeits­
bericht für das Jahr 1970 vor einigen Wochen 
in Ihrem Fach vorgefunden; in einigen Mona­
ten wird der Tätigkeitsbericht für das Jahr 
1971 vorHeg,en. (Bundesrat . T ren 0 v atz 
hält eine Broschüre hoch.) Nein, neJin, nicht 
das! Ich meine den TäUgkeitsber-icht, das Buch 
hier. W,enn Sie da nachg,eblättert hätten, dann 
häU'en Sie alle Zahlen, di,e ich Ihnen 'gesagt 
habe, finden können. Der Fonds 1st ja ver­
pflichtet,eine entspfiechende Unterlage zu 
,erarbeiten und zu ersteHen. 

Zum zweiten: Di,e Personalkosten im Milch­
wirt,schaftsfonds. Die Antwort ist ,ganz ein­
fach: Das Gehaltsschema ist das gleiche wie 
beim Bund. Di-e Angestellten beim Milchwirt­
,schaftsfonds werden nach demselben Schema 
wi,e die Bundesangestellten entlohnt. Es wäre 
ihnen ja auch gar nicht zuzumuten, daß 5i'e 
schlechter entlohnt werden. Hesser können 
wir sie nicht entlohnen, w,eH es die Finanzlag'e 
nicht erlaubt. 

Daß hei den Landesstellen draußen - ich 
glaube, Sie sprachen von Ider Landesstelle 
Burgenland; ich nehme an, daß Sie als Burg,en­
länder das gemeint haben - nicht sparsamst 
gearbeitet wird, glaube ich nicht. Denn ich 
muß Ihnen sagen: Es gibt im Burgenland einen 
einzigen Beamten. Erg,ehört dem Milchwirt­
schaftsfonds aber nur zu 50 ProZlent an. Es ist 
di,es ,ein Beamter, der mit 50 Prozent bei der 
B u:rgenländisch€'ll Land wirtsmaftskammer und 
mit den anderen 50 Proz,ent beJim Milch­
wirtscha<ftsfonds, Landes5t'el1e Bur·genl,and, 
be'Sdläftigt list. ö(Zwischenruf des Bundes­
rates B ü r k 1 e.) Daß man dort so mit d·em 
Geld "umhaut", glaube ich wirklich nicht. Ich 
würde Sie daher wirklich bitten, weg;en dieses 
konkr·eten FaHes docbeinmal zu mir zu kom-

307. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 29

www.parlament.gv.at



8582 Bundesrat - 307. Sitzung - 27. Jänner 1972 

Ing. Eder 
men. Wir werden das ausheben la.ssen. Ich 
w.erde Sie dann gerne im Detail aufklären. 

Daß der Verbrauch gestiegen i,st, stimmt. 
Wir aUe freuen uns darüber. Es wurde 
aber g-esa-gt, daß dn den l,etzten Jahren, 
1966 oder 1967, eine PreiserhÖ'hung gewesen 
wäre; dama}.s hätte der Produzent nichtos be­
kommen. Daraus halben Sie den Schluß gezo­
'gen, daß damit nicht der Absatz gefördert 
wer-den kann. 

Natürlich: Zu hohe Pre:Ls'e sind nie, bei 
k,einer Ware, dem Absatz fördedich. Aber 
-eines müssen wir Gott -sei Dank bei der Milch 
und bei den Molkereiprodukten und vlelleicht 
auch bei anderen Lebensmitteln f.eststellen: 
der Prei,s ist nicht immer das Primär-e dafür, 
ob vi-el verkauft wird. Meine M,einung natür­
lich auch. Aber di'e Qualität i-st mindestens 
auch so -entscheidend. 

Nur ein einziges Beispiel: W,enn die öster­
reichiscne Milchwirtschaft in den letzten Mo­
naten -eine Spezialbutt-ersorte auf den Markt 
gebracht hat, die um 10 S teuIier ist als di,e 
Normal'butter, wir aber bei dieser Sorte ,einen 
Umsatz erreichen, wie wir ihn nicht erwartet 
haben, dann .ist das der beste Bewei,s dafür, 
daß gehobene, gute Qualität oft vor den Preis 
gestellt wird. Natürlich nuß alles in ein.er 
gewissen Relation steh-en. (Beifall bei der 
OVP.) 

Nicht beipflichten kann -ich Ihnen, Herr 
Kollege, mit dieser Ab-Hof-Verkaufs-Ge­
schichte. Sie meinten: Würde man den Ab­
Hof-Verkauf nun einreißen lasselIl - um es 
so auszudrück!en -, dann würde sich der Staat 
Geld 'ersparen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Und 
daß ihr nicht überflüssig werdet! - Heiter­
keit.) Ja, kann auch s,ein. Damit wüy.d-en aber 
auch neun Vertreter I'hr,er Fraktion über­
flüssig werden. Das muß tch auch sagen. Es 
wären auch Beamte Ihr,er Frakt,ion betroffen. 
Die Beamten sind dort sicherlich g'emischt. 

Wir würden absolut nicht an den Posten 
hängen. Aber ,ich sage Ihnen: Das Chaos, da,s 
dann ,entstehen würde, können Si'e sicb s.icher 
-ausmalen. (Bundesrat Dr. S kot ton: Darum 
haben Sie gegen das Gesundheitsministerium 
gestimmtl) Es kommt dann noch etwa-s auch 
für Si-e Interessante,s dazu: Glawben Sie denn 
wirklich, daß Sie die Milch wesentlich 'billiger 
bekämen, als wenn si'e über die Molkerei 
angeHefert würde? - Das wär'e das eine. 

Zweitens wäre die Mllch nicht pasteuri,siert; 
6i'e wär-e ruicht ,,-eing-estellt". All di,es.e Vor­
aus-setzungen, die wir inden letzten J alhr·en 
mühsam erarbeitet haben, kämen plötzl>ich 
wieder in We·gfall. Es wäre also ein Rück­
schritt urud nicht ein Fortschritt. 

Wir haben heute vom Gesundheitsministe­
rium gesprochen. Damit ilst ja auch gemeint, 
daß g,esunde Le-berusmittel auf den Markt 
kommen. Glauben Sie denn, daß das der -Milch, 
di,e nicht pasteurisiert und nicht behandelt 
wird, 'so förderlich wäre? - Ich glaube, be­
stimmt nicht. (Bundesrat Dr. S kot ton: Dar­
um haben Sie gegen das Gesundheitsministe­
rium gestimmt! - Heiterkeit.) Daher ist zu 
sagen, daß da,s, was Sie bier meinten, absolut 
nicht r-ichtig ist und nicht stimmen kann. 

Jetzt kommt noch -etwas dazu - -es ist das 
das Wichtigste; -ich mache Ihnen keinen Vor­
wurf, denn Sie könIllenes vi,elleicht gar nicht 
wiss,en -, und das 'haben Sie verge,gos'en: 
W-enn 1 kg Butter erzeugt wird, um nur ein 
Beispiel zu nennen, ,sind doch dafür 'bekannt-' 
lkh 25 kg Milch notwendig. In einem Liter 
Milch sind ungefä.hr 4 Prozent Fett enthalten. 
Um 1 kg Butter zu ,erzeugen, braucht man 
also ungefähr 25 kg Milch. 25 mal 2,70 S, was 
jetzt der Bauernpr-ei·s draußen ist; ergibt - ich 
rechne das j,etzt im Kopf; ich weiß nicht, was es 
g-enau ergibt - 57 S. Jetzt 'kommen noch die 
Kosten der Produktion dazu. Das würde am 
Ende also einen Butterpreis nicht von 46 S 
ergehen, sondern -einen 'solchen von minde­
ostens 70 S. 

Nun die Frage: Wäre das 'so klug, dlie Ver­
marktun·g, den A'b-Hof-Verkauf fr,eizug-e!ben? 
Man würde sich dabei einig,e Groschen er­
sparen - scheinbar -er-sparen -, würde auf 
d'eranderen Seite dem Konsumenten aber zu­
muten, an Stelle von 46 S für 1 kg Butter 
70 S zu bezahlen. Auf dem Kä.sesektor ist es 
nicht anders. Es ist -g-enau da5's,el:be. 

Mit ander,en Worten: Der Ausgleichsbeitrag 
von der Milch muß die fertigen Festprodukte 
herabstüt~en, Butter, Käs'e und alles, was noch 
damit zusammenhängt. 

So s1eht also die Situation aus. Das soll 
kein Vorwurf gewesen sein. Aber bitte, kom­
men Si-e einmal zu mir, reden wir uns darüber 
aus, damit wir dann in der Aussag,e ,gleich­
lautender sind. 

Jetzt noch 'etwas: die Erzeugungsmeng;en. 
Es wurde gesagt, daß mehrangeHe~ert wurde. -
Das ,stimmt. Die ZaJhlen, di'e Si-e sagten,s'ind 
absolut richtig. Im Jänner war eine Mehran­
Uef'erung von 8,8 Prozent. Das ist vollkommen 
in Ordnung. Sie sagten auch, daß ein Butter­
lager da wäre, daß daher al,so die V:ersor-gung 
für die Zukunft in Ordnung aufrechterhalten 
werden kann. Auch da,s .stimmt. 

Nun muß ;ich Ihnen aber noch -etwas dazu 
sagen: Wir 'exportieren zwar jetzt sehr be­
sche'idene Mengen, aber ,es [allen ja [mmer 
wioedter Milchmeng,en an, die dem Export zu­
'g-eführt werden. müssen. Es wäre äuß,erst 
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unklug, sich auf ,eine Sparte der VeraI1beitung 
zu verlegen und ,etwa zu glauben, daß der 
Export von Emmental,er Käs-e - um ,ein Bei­
spiel zu sagen - das Ge,schäft wäre. Man 
würde !bald auf dem Holzweg sein, dEnn wdr 
haben im letzten Jahr -folg,endeserle'bt: 

Im Frühjahr 1911 war der Export von 
Hartkäse absolut dasbe,ste Geschäft, wenn 
man überhaupt von Geschäft reden kann. Aher 
di·eser Export war nahezu ,stützung,gfr'ei mög­
lich. Plötzl.ich hat .sich di,e W·eltmarktsituation 
geändert. Dte Preise auf dem Weltmarkt sind 
ja manipuliert, wie Sie wissen. Bei Export 
von Kä.se list die Stützung 'größ,er 'g,eworden. 

Umgekehrt ist der Export von Butt,er 
wesentlich günstiger geworden. Wenn wir 
heute Butter und Mag,ermilchpulv,er - aus 
der bei d,er Butter.erzeugung anfallenden 
Magermilch w.ird bekanntlich Mag,ermilch­
pulver her,gestellt - zusammen exportieren 
könnten oder wollten, könnten wir ,sogar 
abschöpfen. Das heißt, der Erlös beim Export 
von Butter und von Mag,ermilchpulv,er wäre 
gr,ößer als der Preis im Inland. 

Si,e sehen daraus, daß man sehr flexibel 
sein muß, um die be,ste Marktposition am 
Weltmarkt ausnützen zu können. W'enn man 
das dabei berücksichtigt, dann wird man auch 
feststellen müssen, daß gewi,sse Lag,ermengen 
notwendig sind. Einerseits ist die,s zur V,er­
sorgung des Inland,smarktes notwendig und 
andererseits hat man dann die beste Aus­
weichmö,glichkeit für dEn Exportmavkt. 

Das war,en einig,e KlaI1stellung,en, di,e ich 
mir dazu zu .sag.en noch erlaubt habe. (Beifall 
bei der avp.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Bundesrat SChick.elgruberl Wünschen 
Sie als BeriChterstatter ,ein Schlußwort? - Es 
ist dies nicht der Fall. 

Wir schr,eiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s tim m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates - soweit er der Beschlußlas­
sung des Bundesrates unterliegt - k ein e n 
Ein s p r u c h zu erheben. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist er­
schöpft. 

Die Einberufung der 'n ä c h ,s te n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungs termin ist Donnerstag, 
der 24. F,ebruar 1972, 1n AussiCht 'gEnommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in BetraCht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabsChiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 

Ein diesbezügliches Aviso wird noch schrift­
lich ergehen. 

Meine Damen und Herren! Am Schluß der 
,er.sten Sitzung dieses Hohen Hauses, ,in der 
iCh den Vorsitz innehabe, möchte ich e's niCht 
v.erabsäumen, im Namen aller MitgUeder des 
Bundesrates meinem Vorgänger, Herrn Bun­
desrat Hofmann-WeHenhof, den herzliChen 
Dank für rs'eine ve:r:di,enstvolle Vonsitzführung 
im abg,elauf.enen Halbjahr abzustatten. (Allge­
meiner Beifall.) 

Die Sitzung ist .g e s chi 0 's s oe n. 

Schlui der Sitzung: 11 Uhr 40 Minuten 
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